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Informationen über Mumias Verfahren 


Der Hinrichtungsbefehl wird 
nicht ausgesetzt — Mumias Leben ist 


unmittelbar bedroht 


Gestern, am 12.7.1995, fand beim Phila- 
delphia Common Court of Pleas vor 
Richter Albert Sabo ... die Anhörung 
über zwei Anträge von Mumias Rechts- 
anwälten statt; über den Antrag auf Be- 


Lang lebe John Africa! Nieder mit dem Scheißsystem! 
An meine politischen Mitgefangenen 


United States: Alberto Rodriguez; 
Sundiata Acoli ; Tim Blunk; Herman 
Bell; Ricardo Jimenez; Larry 

Giddings ; Jihad Abdul Mumit ; Jaan 
Lamaan; Kalonji Jihad ; Haniff Shabazz 
Bey ; Marilyn Buck; Kojo Bomani 
Sabudu,; Dylcia Pagan; Abdul Hagg; 
Mondo Langa; Carlos Alberto Torres ; 
Susan Rosenberg ; Silvia Baraldini ; 
Michael Davis Africa ; Janet Holloway 
Africa ; Debbie Sims Africa ; Janine 
Phillips Africa ; William Phillips Africa ; 
Merle Austin Africa ; Delbert Orr 
Africa ; Edward Goodman Africa; 
Albert Nuh Washington ; Prince Imari 
Obadele; Luis Rosa ; Sitwan Namamba; 
Standing Deer ; David Gilbert ; Oscar 
Lopez Rivera ; Ida Luz Rodriguez; 
Abdul Shakur ; Tom Manning ; Edwin 
Cortes ; Bill Dunne; Paul Wright; Linda 
Evans ; Scott Seeley; George Still Day; 
Laura Whitehorn; Ojore Lutalo ; Ida 
Robinson ; Mutulu Shakur ; Richard 
Picariello ; Ray Luc Levassuer ; Carmen 
Valentin; Sundiata Lumumba; Sekou 
Odinga ; Massai Khabon ; Hatari Wa’ 
Haki ; Abdush Shakur ; Daud Obika 
Tulam ; Dolfo Matos ; Isabel Rosade ; 
Derrick Quintero ; Jalil Bottom ; Bashir 
Hameed; Abdul Majid. 

Deutschland : Irmgard Möller ; Eva 

Haule ; Hanna Krabbe ; Christine 
Kuby ; Rolf-Clemens Wagner ; Adelheid 
Schulz; Christian Klar ; Sieglinde 
Hofmann ; Lutz Taufer ; Rolf Heissler; 
. Helmut Pohl; Manuela Happe ; Brigitte 


fangenheit von Richter Sabo und den 
Antrag auf Aussetzung des Hinrich- 
tungsbefehls für den 17. August. Was 
folgt, ist eine Kurzzusammenfassung 
des Berichts der beiden bundesdeüt- 


Mohnhaupt ; Knut Folkerts ; Karl-Heinz 
Dellwo; Kollektiv von Gefangenen des 
Gefängnisses Moabit (Berlin). 

Italien: Susanne Berardi ; Caterina 
Spano ; Anna Cotone. 

Dänemark: Marc Rudin. 

Belgien :Pierre Carette ; Pascale 
Vandergeerde ; Bertrand Sassoye; 
Didier Chevolet. 

Chile: Kollektiv politischer Gefangener ; 
Nieves Ayress ; Carloss Ayress ; 
Gefangene aus Arpillera. 

Peru: Kollektiv weiblicher politischer 
Gefangener aus Ayacucho. 

Spanien: Gore Gimenez-Fernandez ; Pili 
Aranburu ; Jose Maria Sanchez Casas; 
Luis Gomez Blanca ; Juan Kardenal; 
Kollektiv der Politischen Gefangenen 
aus GRAPO. 

Kanada: Shawn Murray. 

Frankreich: Joelle Aubron ; Jean-Marc 
Rouillan ; Nathalie Menigon. 

irische politische Gefangene in den USA: Pol 
Breman; Terrance Kirby; Jimmy 
Smythe ; Kevin Barry Artt. 

Irische politische Gefangene in Deutschland: 
Patrick Murray ; Donnagh O’Kane. 


Liebe Schwestern, Brüder, GenossIn- 
nen, 

wenn ich es könnte, würde ich mich 
bei euch allen, von Angesicht zu Ange- 
sicht, bedanken. Bitte nehmt stattdessen 
diese Form des Dankes an! 

Ich hielt es für wichtig, jeden einzel- 


nen Namen der politischen Gefangenen, > 


Mumia 
Abu 

Jamal am 
12.7. 


schen Prozeßbeobachter, Prof. Norman 
Paech (Professor für Öffentliches Recht 
an der Hamburger Hochschule für Wirt- 
schaft und Politik) und Rechtsanwalt 
Volker Ratzmann aus Berlin. Die bei- 
den sind mit „Beobachteraufträgen“ 
des Republikanischen Anwaltsvereins, 
der Internationalen Liga für Menschen- 
rechte, der Vereinigung Demokrati- 
scher JuristInnen und der Berliner Straf- 
verteidiger-Vereinigung nach Philadel- 


phia gereist. Fortsetzung nächste Seite 


Ein Brief von Mumia Abu-Jamal an: 
„International Political Prisoners Unite 

to Save Mumia Abu-Jamai and Writings Against 
the Death Penalty“ 


nein jeder Person, jedes lebendigen 
Menschen zu schreiben, um Eure indi- 
viduelle Wichtigkeit zu kennzeichnen 
und die Tiefe meiner Bewunderung für 
die bewegenden militanten Kunstwerke 
auszudrücken, die aus den schimmern- 
den Seelen unseres engagierten Selbst 
entstanden sind. 

MalerInnen, NäherInnen, Zeichner- 
Innen, DichterInnen — alle KünstlerIn- 
nen; ich danke euch für diese lebendige 
Arbeit von Aktionseinheit ... 

Aus unseren verschiedenen Welten, 
Bewegungen, Kulturen, Geschlechtern, 
Perspektiven ruft unser vereinigter 
Geist und unsere Gegenwart eine uralte 
und mächtige Kraft hervor — die Kraft 
eines Willens nach Gerechtigkeit. 

Es ist tatsächlich so, wie der ehemali- 
ge Black Panther Minister für Kultur, 
Emery Douglas, einst sagte, daß die 
Kultur eine „Waffe“ ist, die für unsere 
Befreiung getragen und eingesetzt wer- 
den muß. 

Eure waren der Pinsel, die Nähnadel, 
der Holzkohlenstift, das Wort. Meine 
ist die Feder, und sie wird weiterhin — 
so wie sie bisher genützt worden ist — 
für die Sache der Unterdrückten, gegen 
das System eingesetzt — solange ich 
atme. 

Danke an euch alle und meinen Re- 
spekt! 

Für die Freiheit aller politischen Gefan- 
genen! 

Mumia Abu-Jamal 


Zur Situation in und um den Gerichts- 
saal: Vor dem Gerichtsgebäude gab es 
eine laute Kundgebung von ca. 600 Unter- 
stützerInnen für Mumia. In den Gerichts- 
saal selber paßten ca. 80 Leute; davon 
war die Hälfte der Plätze für Polizeibeam- 
te, d.h. Mitglieder der Fraternal Order of 
Police, reserviert. Auf der anderen Seite 
saßen Mumias Angehörige und die MO- 
VE Family. Dann gab es noch zwei Pro- 
zeßbeobachter aus Japan, und die italieni- 
sche Botschaft hat Len gesagt, daß sie den 
Prozeß genauestens verfolgen. Mumia 
war anwesend, hat aber selber nichts ge- 
sagt. 

Len Weinglass (Rechtsanwalt für Mu- 
mia) hat zuerst den Befangenheitsantrag 
nochmal begründet: Sabo sei jetzt nur 
noch Zivilrichter und kein Strafrichter 
mehr und daher nicht mehr zuständig ; Sa- 
bo sei, bevor er Richter geworden ist, 
Undersheriff gewesen und damit Mitglied 
einer Polizeibehörde und somit befangen ; 
Sabo habe mehr Todesurteile verhängt 
und ausschließlich African Americans 


Bundesweite 


DEMONSTRATION 


Samstag, 22. Juli, 12 Uhr 


zum Tode verurteilt (29 von 31 Todesur- 
teilen gegen African Americans) als jeder 
andere Richter in den USA. Sabo hat diese 


Argumentation nicht beeindruckt, er sei. 


immer fair zu Mumia gewesen und werde 
weiterhin fair sein, meinte er; d.h. erhält 
sich nicht für befangen. 

Danach ging es um den Aussetzungsan- 
trag: Darüber wurde am 12.7. keine Ent- 
scheidung getroffen. (...) 


Am Freitag, den 14.7., fand die Fortset- 
zung der Anhörung von richter Sabo in 
Philadelphia statt ... Der Gerichtssaal 
war wieder zur Hälfte mit Polizeibeamten 
gefüllt; die andere Hälfte waren Mumias 


Berlin, Rosa-Luxemburg-Platz 


UnterstützerInnen und Angehörige. Un- 
ter den ProzeßbesucherInnen waren wie- 
der die beiden Beobachter aus der BRD — 
Norman Paech und Volker Ratzmann —, 
ein Beobachter aus England und zwei 
Anwälte aus Japan. 

Kurz zusammengefaßt: Richter Sabo 
weigert sich, den Hinrichtungsbefehl aus- 
zusetzen. Er argumentiert weiterhin, daß 
er erst Beweise dafür haben möchte, daß 
der Wiederaufnahmeantrag kein ‚Verzö- 
gerungsmanöver“ von Mumias Anwälten 
sei. Die Staatsanwaltschaft argumentiert 
genauso, Sabo meinte, er könnte den Hin- 
richtungsbefehl auch noch am 16. August 
(einen Tag vor dem Hinrichtungsbefehl) 


Mumia Abu-Jamal, 12. Juli 1995 


Fegt die rassistische 
Todesstrafe hinweg! 


Wie vorauszusehen war, hat Richter Sabo 
den Antrag abgelehnt: wir sind nicht 
überrascht. Was kann man schon von 
einem Mitglied der FOP ‚‚im Ruhestand“ 
erwarten, der sich nun die Maske eines 
gerechten, unparteiischen Seniorjuristen 
aufsetzt? 

Würde nicht ein „‚gerechter‘‘, ‚‚unpar- 
teiischer‘‘ Richter vor dem Prozeß, be- 
sonders in einem Fall wie diesem, die 
Verteidigung von seinen beruflichen Ver- 
bindungen in Kenntnis setzen, wenn es 
um grundsätzliche Gerechtigkeit ginge? 

Daß er es nicht tut, ist ein klammheimli- 
ches und ausreichendes Bekenntnis dafür, 
was „Gerechtigkeit“ und „Unparteilich- 
keit‘ in Philadelphia wert sind. 

Ein Blinder kann erkennen, daß ich kei- 
nen fairen Prozeß bekommen habe, und 
nun ist mir eine faire Anhörung verwei- 
gert worden, um diese Tatsache zu vertu- 
schen. 

Während Südafrika die Todesstrafe auf 
den Abfallhaufen der Geschichte ver- 
bannt, stillt Philadelphia seinen rassisti- 
schen Hunger, indem es nach mehr 
schwarzem Blut schreit. Selbst in den 
dunkelsten Regionen Südafrikas, von den 
Laagers des Afrikanerdom bis zu den be- 
trunkenen Shebeens der Townships, wis- 
sen alle, daß die Verfassung das funda- 
mentale ‚‚Recht auf Leben‘ schützt. 

Hier, in Philadelphia, an dem Ort, an 
dem die amerikanische Verfassung ver- 
faßt, unterzeichnet und veröffentlicht 
wurde, ist die Verfassung nur noch ein 
vergangener Gedanke; sie ist ein geringes 
Hindernis, das, wenn möglich, toleriert 
und, wenn nötig, ignoriert wird, wenn das 
Ziel des Staates der Tod ist. 
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Was schützt sie, die Interessen des 
Establishments? 

Im selben Augenblick, in dem Südafri- 
ka einen großen Schritt vorwärts macht, 
erlebt Amerika die zweite Blüte von Neo- 
Apartheid, und rassistische Demagogen 
predigen rohen Haß — die politische Bot- 
schaft der 90er. 

Vor einigen Jahren zitierte ich in mei- 
nem sogenannten „Prozeß“ Mao Ze- 
Dong: „Politische Macht wächst aus den 
Gewehrläufen‘“ 

Rückblickend wäre es vielleicht ange- 
brachter zu sagen: „Politische Macht 
wächst aus dem Sitz eines elektrischen 
Stuhles.“ 

Schaut her — und Ihr seht eine sich aus- 
breitende Politik des Todes; von der 
Staatsanwaltschaft bis zum Bürgermei- 
ster, von der Justiz bis zur Regierung; 
vom Kongreßabgeordneten bis zum Präsi- 
denten — sie alle sind in einem Bündnis 
des Todes verfangen. 

Alle diese Politiker — sie predigen den 
Tod. 

Wer veranlaßte das Massaker bei der 
Bombardierung von MOVE, die Massen- 
morde von Waco und die vielen kleinen 
Morde dazwischen — alle reingewaschen 
von derselben Regierung, die von sich be- 
hauptet, gegen Kriminalität hart vorzuge- 
hen, — außer es ist ihre eigene; das Volk 
bekommt Prozesse und Gefängnis, wäh- 
rend sich die Regierung vor allem mit 
Verhören und ihrer Wiederwahl beschäf- 
tigt. 

Ihr habt einen Prozeß erlebt, in wel- 
chem einem Mann sein Recht verweigert 
wird, eine Jury zu wählen; sich selbst zu 
verteidigen; einen Anwalt seiner Wahl 
oder auch einen kompetenten Pflichtver- 
teidiger zu bekommen. 

Ihr habt einen Prozeß erlebt, wo der 
Beweis für meine Unschuld unterdrückt 
wurde, falsche Beweise verwendet wur- 
den, und das alles unter dem Vorsitz eines 
eingetragenen Mitglieds der FOP (‚im 


Ruhestand‘), für deren Mitglieder „Un- 
schuldsvermutung“ ein Witz war. 

Wenn der Staat es für angemessen hält, 
auf meine frühere Mitgliedschaft bei den 
Black Panthers vor über zehn Jahren stän- 
dig hinzuweisen, warum sollte dann Rich- 
ter Sabos frühere Mitgliedschaft in der 
FOP nicht von Belang sein? 

Selbst wenn die Regierung einen neuen 
Prozeß zulassen würde, vor einem unbe- 
fangenen Richter, wie könnte ich noch die 
Unterstützung von John Africa am Vertei- 
digertisch oder den juristischen Rat von 
Theresa Africa bekommen, wenn doch 
dieselbe Regierung sie beim Massaker 
vom 13. Mai 1985 ermordete, indem sie 
auf sie geschossen und sie bombardiert, 
sie eingeäschert hat? 

Dasselbe Büro der Staatsanwaltschaft, 
das.dieses eklatant ungerechte Todesurteil 
fordert, sah das Blutbad des 13. Mai mit 
an, das 11 Männer, Frauen und Kinder ins 
Vergessen bomben wollte — und sah kein 
Verbrechen, keine Verletzung irgendwel- 
cher Rechte darin. 

Dasselbe Büro der Staatsanwaltschaft, 
das mit voller Absicht dafür sorgte, daß 
aus dem Personenkreis, aus dem meine 
Jury gebildet wurde, 11 Schwarze ausge- 
schlossen wurden, hatte den Nerv, für 
eine Vorverhandlung eine „Untersu- 
chungs‘-Jury im Fall meiner am 13. Mai 
bombardierten Brüder und Schwestern zu 
berufen und ihnen gleichzeitig „‚nahezule- 
gen“, daß keine Anklage auf vorsätzli- 
chen Massenmord zu erheben ist. 

Was kann das Wort „Gerechtigkeit“ 
angesichts dessen wirklich wert sein? 

Wahre Gerechtigkeit erfordert mehr als 
einen Hinrichtungsaufschub — sie ver- 
langt, mit dieser eindeutig politischen 
Verfolgung endgültig aufzuhören! 

Sie verlangt noch mehr: Sie verlangt 
die Mobilisierung unserer Communities, 
um einem System zu widerstehen, das re- 
pressiver ist als das Südafrikas — um die- 
se rassistische Todesstrafe abzuschaffen! 


aussetzen, wenn er den Eindruck hätte, 
daß es tatsächlich eine neue Beweislage in 
dem Verfahren gibt. Sowohl Richter als 
auch Staatsanwaltschaft haben immer 
wieder die Glaubwürdigkeit von den neu- 
en Zeugen angezweifelt und fahren schar- 
fe Angriffe gegen Len Weinglass und die 
anderen Anwälte. Es hätte in Mumias 
Prozeß 1982 keine Verfahrensfehler ge- 
geben, Mumia sei damals ausgeschlossen 
worden, weil er sich ungebührend verhal- 
ten hätte. Die Tatsache, daß Mumia da- 
mals nur $150 an Prozeßkostenhilfe er- 
halten hatte, sei eben der schlechten Fi- 
nanzlage der Justizkasse geschuldet, dar- 
an könnte man nichts ändern. Für die Ver- 
fahrensfehler des Pflichtverteidigers sei 
dieser verantwortlich zu machen und 
nicht Richter Sabo etc. 

Obwohl Len Weinglass am Freitag die 
entsprechenden Urteile des Pennsylvania 
Supreme Court vorgelegt hatte, in denen 
anderen Todesstrafengefangenen ein Auf- 
schub der Hinrichtung gewährt worden 
war, bis über ihren Wiederaufnahmean- 


trag in der letzten Instanz verhandelt wor- 
den ist, bleibt Sabo davon unbeeinflußt. 
Er hat jetzt für Dienstag, den-18.7., eine 
Fortsetzung der Verhandlung angeordnet. 
Dabei sollen dann einige der neuen Zeu- 
gen, die Len in seinem Wiederaufnahme- 
antrag benannt hat, gehört werden. 

Die Verschleppungstaktik von Sabo 
stellt die Verteidiger vor mehrere Proble- 
me. Da Sabo keine rechtskräftige Ent- 
scheidung über den Aussetzungsantrag 
trifft und in der ersten Instanz auch für den 
Wiederaufnahmeantrag . zuständig ist, 
können Mumias Anwälte jetzt nicht in Be- 
rufung gehen, wie sie es eigentlich ge- 
plant hatten in der Hoffnung, dann auf ein 
halbwegs vernünftiges Gericht zu stoßen. 
Sabo weiß natürlich, daß erst eine Ent- 
scheidung von ihm den Weg für eine Be- 
rufung freimacht und zögert diesen 
Schritt, solange er will, hinaus. Steve 
Hawkins, ein Anwalt der NAACP, hat 
zwar argumentiert, daß es in Todesstra- 
fenverfahren völlig unüblich ist, die Aus- 
setzung nicht zu gewähren, wenn der 


Wiederaufnahmeantrag gestellt ist, aber 
Sabo hat eben die alleinige Verfügungsge- 
walt über seine Verfahren, und daher ist 
es ihm egal ... er ist ohnehin in Pension 
und wird nur noch für spezielle Verfahren 
gerufen, d.h. er hat nichts zu verlieren. 
Kurz: Es kann sein, daß es erst in letzter 
Minute einen Aufschub gibt, es kann aber 
auch sein, daß Sabo mit diesem Weg Er- 
folg hat. 

Das heißt: Wir müssen unsere Strategie 
ändern — bis jetzt haben wir ja — auf der 
Basis der Einschätzung der Anwälte in 
den USA — den 17. August nie so in den 
Vordergrund gestellt als Tag X, weil alle 
davon ausgegangen sind, daß es einen 
Aufschub geben wird. Wir müssen uns in 
der Mobilisierung und in der Öffentlich- 
keitsarbeit umstellen und die Tatsache, 
daß es mehr als knapp wird, in den Vor- 
dergrund stellen. Keine formelle Ent- 
scheidung von Sabo bedeutet de facto eine 
Entscheidung — nämlich gegen Mumia 
und für die Hinrichtung. (...) 

Autonome Soligruppe Berlin 


TTTTTTT———— Luz hl uunensunur en 


Sie verlangt Freiheit — für alle politi- 
schen Gefangenen von MOVE und für al- 
le politischen Gefangenen gleich welcher 
Überzeugung! Jetzt! 

Sie verlangt ständigen revolutionären 
Einsatz — um die Kräfte des Neo-Apart- 
heid-Staates zurückzuschlagen. 

Organisiert Euch! Mobilisiert! 

Von Südafrika bis zu den USA — fegt 
die rassistische Todesstrafe hinweg ! 

Ona Move! Lang lebe John Africa! 
(eigene Übersetzung) 


Len Weinglass und Rachel Wolkenstein, die 
Anwälte von Mumia, sprachen nach der Anhö- 
rung am 12. zu den vor dem Gerichisgebäude 
wartenden etwa 800 Unterstützerinnen; 
„Leider muß ich euch sagen, daß wir 
nichts anderes erlebt haben als eine Wie- 
derauflage dessen, was 1982 (bei Mumias 
damaligem Prozeß — d. Ü.) passierte. Ein 
Richter, der sich der Erkenntnis seiner ei- 
genen Fehlentscheidung verschließt (...) 
und der Wort für Wort den Anträgen des 
Büros der Bezirksstaatsanwalischaft 
folgt, in denen die groteskeste Aussage zu 
finden ist, die ich jemals in einem juristi- 
schen Dokument gelesen habe, nämlich 
daß in Amerika heutzutage die Hinrich- 
tung kein ‚nicht wiedergutzumachendes 
Unrecht‘ für die hingerichtete Person dar- 
stelle! (...) 

Wir werden diesem Richter, diesem Ge- 
richt nicht gestatten, denselben Prozeßab- 
lauf wie 1982 zu wiederholen. Wenn wir 
es müssen, werden wir vor höhere Gerich- 
te. gehen, bis wir das bekommen, was wir 
erwarten. Wir verlangen nicht von Richter 
Sabo, Mumia freizulassen. Wir verlangen 
nicht vom Gouverneur, Mumia zu begna- 
digen. Wir verlangen einen Prozeß, einen 
fairen Prozeß, und wenn wir den bekom- 
men, dann ist es meiner Ansicht nach kei- 
ne Frage, daß Mumia, wie es schon 1982 
hätte passieren müssen, von dieser Ankla- 
ge freigesprochen werden wird. 

Ich möchte hier nicht in die Einzelhei- 


ten gehen, aber einige der Punkte erwäh- 
nen, die wir vorgetragen haben. 

Punkt 1: Mumias Waffe wurde am Tat- 
ort gefunden; es war.eine Waffe Kaliber 
.38, aber die Kugel, die der Pathologe aus 
Officer Faulkner entfernte, war Kaliber 
.44, und das stand in seinem Bericht. Und 
man kann nicht eine Kugel Kaliber .44 mit 
einer Waffe Kaliber .38 abfeuern — diese 
Tatsache wurde der Jury verschwiegen! 

Punkt 2: Sie sagen, Mumia habe ge- 
standen, auf Officer Faulkner geschossen 
zu haben. Aber der Officer, der in dieser 
Nacht mit dabei war, verfaßte einen offi- 
ziellen Polizeibericht, in dem er sagte: 
‚Der männliche Neger machte keine Aus- 
sagen‘ Aber die Jury erfuhr davon 
nichts! Weil die Polizei diesen Officer 
während des Prozesses in Urlaub schickte 
. - ., konnte er nicht gehört werden. 

Einer ihrer Hauptaugenzeugen war ein 
junger Mann, der verurteilt worden war, 
weil er gegen Bezahlung einen Molotow- 
cocktail in eine Schule geworfen hatte! 
Diese Tatsache wurde der Jury nie mitge- 
teilt, weil Richter Sabo der Meinung war, 
daß dies nichts über seinen Charakter aus- 
sage ... Und so wissen wir, wenn man 
Punkt für Punkt ... dieses Falles durch- 
geht, mit unserem jetzigen Wissen, daß 
Mumia von dieser Anklage freigespro- 
chen werden würde, daß er von Anfang an 
unschuldig im Sinne der Anklage war. 

Aber was tun sie? Sie machen dasselbe 
wieder. (...) Sie wollen diese Beweise 


nicht hören, sie wollen die Anklagevertre- . 


tung nicht zwingen, aufunsere Anträge zu 
antworten, sie wollen den Bezirksstaats- 
anwalt nicht zwingen, die Beweise vorzu- 
legen, die sie unterdrückt und vorenthal- 
ten haben. Die Polizei kontrolliert die 
Zeugen; sie kontrolliert die Beweise. 

Das Polizeidepartment von Philadel- 
phia war 1979 das erste Polizeidepartment 
in der Geschichte der USA, das von der 


Bundesregierung wegen der brutalen . 


Schikane gegen Hispanic und African 


American Communities in Philadelphia 
und wegen der Art und Weise, mit der es 
mit Zeugen dealt und mit Beweisen um- 
geht, verklagt wurde. Ihr müßt also diesen 
Fall im Zusammenhang mit diesem Poli- 
zeidepartment, dieser Stadt und zu dieser 
Zeit betrachten: Rizzos (damaliger Bür- 
germeister von Philadelphia) Philadel- 
phia. Seht Euch die Beweise an, die in die- 
sem Fall produziert und unterdrückt und 
verworfen und manipuliert worden sind. 
Und heute geht die Vertuschung weiter, 
und sie suchen weiter nach einem Weg, 
Mumia hinzurichten. 

Aber ich möchte zum Schluß folgendes 
sagen: Es wird nicht geschehen. Es wird 
nicht geschehen, weil Ihr hier seid und 
weil es Zehntausende wie Euch überall im 
Land gibt. Es wird nicht geschehen, weil 
300 Menschen in San Francisco festge- 
nommen wurden, weil sie gegen diesen 
Fall protestierten. Es wird nicht gesche- 
hen, weil zwei Anwälte aus Japan hier 
sind und zwei Anwälte aus Deutschland; 
es wird nicht geschehen, weil mir der ita- 
lienische Generalkonsul am Telefon sag- 
te, daß die italienische Regierung in Rom 
eine Erklärung darüber wünscht, was im 
Fall Mumia Abu-Jamal geschieht. Es 
wird nicht geschehen, weil der ANC in 
Südafrika eine Resolution verabschiede- 
te, mit der sich der ANC auf die Seite Mu- 
mias stellt. Es wird nicht passieren, weil 
Gewerkschaften in ganz USA nicht nur 
Resolutionen verabschieden, sondern 
auch den Hut rumgehen lassen und so da- 
für sorgen, daß Mumia die notwendigen 
finanziellen Mittel zur Verfügung hat, um 
die Untersuchung seines Falles und alle 
notwendigen Ermittlungen bis zum Ab- 
schluß durchzuführen. 

Diese Sache wird durch die Unterstüt- 
zer gewonnen werden, die Unterstützer 
hier und die Unterstützer weltweit. An 
Mumias Stelle möchte ich euch allen für 
euer Kommen heute danken“ 

(eigene Übersetzung) 
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NEUE BROSCHÜRE ZU DEN USA 


Schwarzer Widerstand 
und Befreiungsbewegung 


Die Broschüre soll zur dringlichen Solidarität mit 
dem ehemaligen Black Panther und engagierten 
Journalisten Mumia Abu-Jamal beitragen. 

Mumia steht für viele politische und Kriegsge- 
fangene aus den Nationalen Befreiungsbewegun- 
gen, welche die westeuropäische Kolonisierung 
Nordamerikas und Afrikas und ihr Produkt 
„USA“ angreifen: die indigene, die schwarze 
oder neuafrikanische, die puertoricanische, die 
mexikanisch-chicanische. Auch die weitaus mei- 
sten sozialen Gefangenen in den „USA“ gehören 
unterdrückten Nationalitäten an. Umgekehrt ist 
der Angriff des US-Staates gegen Mumia eine 
demonstrative Spitze des Angriffs gegen diese Be- 
freiungsbewegungen: Denn der Mord an Mumia 
wäre die erste offizielle Ermordung eines militan- 
ten Revolutionärs in den „USA“ seit Jahrzehnten. 

Die Black Panthers seit 1966 und die Black Li- 
beration Army (BLA) verstanden sich als Teil der 
aufsteigenden revolutionären Befreiungskämpfe 

in allen drei Kontinenten: genauer als den Teil, 
der den Kampf „im Herzen der Bestie‘‘ aufnahm. 
(...) Gegen dieses historische Bindeglied zwi- 
schen Kämpfen in den drei Kontinenten und 
Kämpfen in den Metropolen richtet die (noch) füh- 
rende imperialistische Macht ihren demonstrati- 
ven Angriff. Sie meint Mumia — sie meint dar- 
über hinaus alle, die im Zusammenkommen der 
Kämpfe in Trikont und Metropole die einzige 
Chance gegen den Imperialismus oder das impe- 
rialistische Patriarchat sehen. 

Aus dem Inhalt der Broschüre: 

— sehr kurz gefaßte Geschichte der westeuropäi- 
schen Kolonialisierung Nordamerikas, der 
Durchsetzung der „USA“ als kolonialistischer 
Siedlerstaat und der Sklaverei als Grundlage des 
kapitalistischen Patriarchats, 

— kurz gefaßte Geschichte der schwarzen oder 
neuafrikanischen Befreiungsbewegung seit dem 
17. Jahrhundert, 

— ausführliche Geschichte der Black Panthers, 
der BLA, der schwarzen Gefangenenbewegung 
seit den 60er Jahren, der Formen der Aufstandsbe- 
kämpfung und der Bedingungen in den Knästen, 
kurze Darstellung der aktuellen Rebellion in den 
Städten und der unterschiedlichen schwarzen Or- 
ganisationen heute. 

— Angefügt sind: Botschaften von oder Berichte 
zu einzelnen Gefangenen, eine Adreßliste von po- 
litischen und Kriegsgefangenen in den „USA“ 
und von unterstützenden Organisationen. Ein 
Nachwort beleuchtet feministischen Hintergrund 
und Ziel der Broschüre. 

Das besondere Interesse gilt überall den Bedin- 

gungen sowie den politischen Einschätzungen, 
Zielen und Kämpfen schwarzer Frauen und Les- 
ben. 
Die 144seitige illustrierte Broschüre könnt ihr ge- 
gen Einsendung des jeweiligen Bargeldbetrages 
bestellen bei: Infoladen „Anschlag“ (USA-Bro- 
schüre), Heeperstr. 132, 33607 Bielefeld. 

Betrag: Anzahl mal 6,— DM/Broschüre + 
Porto. Porto bei Bestellungen aus BRD: 3,— DM 
für 12 Broschüren, 4,— DM für 3-5 Broschüren, 
5,50 DM für 6-10 Broschüren, 7,60 DM für 11-26 
Broschüren. Porto bei Bestellungen aus den Nie- 
derlanden, Österreich und der Schweiz: 8,— DM 
für 1 Broschüre, 12,— DM für 2-10 Broschüren, 
26,— DM für 11-21 Broschüren. 

E 
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Erklärung von Leonard Peltier 


Es gibt keine Zeit 
zu verschwenden 


Als ich die schreckliche Nachricht hörte, 
daß Pennsylvanias Gouverneur Thomas 
Ridge den Hinrichtungsbefehl für unseren 
Bruder Mumia Abu-Jamal unterschrieben 
und die Exekution für den 17. August fest- 
gesetzt hat, gingen mir zwei Gedanken 
durch den Kopf: zum einen ein tiefes Mit- 
gefühl mit diesem Mann, der seit seinem 
15. Lebensjahr alles für seine Ziele gege- 
ben hat und dessen Kampf innerhalb der 
African American Bewegung ihm selbst 
und auch seiner Familie, seinen FreundIn- 
nen und UnterstützerInnen große Opfer 
abverlangt hat. Der andere Gedanke war: 
„Was kann ich tun, um ihn zu unterstüt- 
zen? Wie kann mein Unterstützungsnetz- 
werk eingebunden werden, um sein Leben 
zu retten?“ 

Da ich selbst seit nahezu zwei Jahrzehn- 
ten für ein Verbrechen im Gefängnis sit- 
ze, das ich nicht begangen habe, empfinde 
ich eine starke Solidarität für Mumia. Wir 
befinden uns beide in ähnlichen Situatio- 
nen und werden beide für unseren Kampf 
um Gerechtigkeit von einem System ver- 
folgt, das uns nicht zum Schweigen brin- 
gen kann. Wir wurden beide mit dem 
Ziel, uns auszuschalten, vom FBI ange- 
griffen. Wir sind beide Opfer des COIN- 
TELPRO. So viele African und Native 
Brüder und Schwestern wurden zu Opfern 
gemacht. Wann hört das auf? Was ist das 
für eine Welt, mit der unsere Kinder kon- 
frontiert werden? 


Ich bin heute der Meinung, daß uns die 
African und Native Kämpfe in Solidarität 
vereinen, ebenso wie die Angehörigen al- 
ler Rassen und aller Hautfärben zusam- 
menkommen. Es gibt viele gute Men- 
schen auf der Erde, aber wir sind zersplit- 
tert und mit unseren eigenen Angelegen- 
heiten beschäftigt. Wenn wir uns die Hän- 
de reichen, werden wir Berge versetzen. 

Wir müssen Richter Albert Sabo zur 
Abgabe von Mumias Fall zwingen, indem 
wir Mumias Antrag, ihm den Fali zu ent- 
ziehen, unterstützen. Außerdem müssen 
wir Druck auf Gouverneur Ridge aus-- 
üben, die Urteilsvollstreckung auszuset- 
zen. 

Es gibt keine Zeit zu verschwenden. 
Wir müssen unsere Unterschiedlichkeiten 
vergessen, unsere Arbeit intensivieren 
und das Leben von Mumia Abu-Jamal 
retten. 

Es gibt nur wenig Menschen mit der nö- 
tigen Überzeugung und Fähigkeit, den 
Kämpfen für soziale Gerechtigkeit und 
Menschenrechte eine Stimme zu geben. 

Mumia ist einer der wenigen Men- 
schen. 

Die Welt kann es sich nicht leisten, ihn 
zu verlieren. 

In the spirit of Crazy Horse, 

Leonard Peltier (20. 6.95) 

Leonard Peltier ist Native (Indigena) und wurde 
wegen der angeblichen Ermordung von zwei FBI- 
Agenten zu zweimal lebenslänglich hintereinan- 
der verurteilt. Er sitzt seit 20 Jahren in Gefängnis- 
sen der USA und gehört somit zu den am längsten 
im Knast sitzenden politischen / Kriegsgefangenen 
inden USA. 

(Übersetzung: Unterstützungskomitee Mumia 
Abu-Jamal Wiesbaden) 


Solidarität mit Mumia Abu-Jamal 


Am 3.7.1995, dem Jahrestag des Todesurteils 
gegen Mumia Abu-Jamal, waren in zahlreichen 
Städten Kundgebungen und Aktionen für das 
Leben von Mumia im Rahmen des bundeswei- 
ten Aktionstages, in Frankfurt, in Düsseldorf, in 
Hamburg, in Beriin ... In Karlsruhe gab es eine 
Demonstration über zwei Stunden von etwa 200 
überwiegend jungen Leuten mit Beiträgen zu 
und von Mumia, zur Initiative der politischen 
Gefangenen weltweit für Mumia und zur Citi- 
bank, an der die Demonstration vorbeging, die 
Teil der Kapitalmacht ist, die will, daß Mumia 
ermordet wird. 
Der Beitrag wird hier dokumentiert. 


Wenn wir hier vor der Citibank stehen, 
um einen Redebeitrag zu halten, so ist das 
nicht zufällig, das hat seinen Grund. 

Die Macht der Banken, des Kapitals 
wird heutzutage von vielen unterschätzt. 

Doch daß das Finanzkapital an den poli- 
tischen Entscheidungen der einzelnen 
Staaten maßgeblich beteiligt ist, zeigt sich 
an vielen Punkten, auch wenn dies oft 
schwer zu durchschauen ist. 

So erhalten z.B. Politiker, die die Inter- 
essen des Finanzkapitals vertreten, gutbe- 
zahlte Posten in den Aufsichtsräten der 
großen Konzerne und Banken. Aber auch 
die Kredite, die die Banken zur Deckung 


der Staatsschulden gewähren, festigen de- 
ren Einfluß. Allein die Zinsen, die sie da- 
für erhalten, machen einen großen Teil 
des Haushaltsetats der einzelnen Staaten 
aus. Durch Zinserhöhungen und Kreditli- 
nien können sie also direkt in die politi- 
sche Entwicklung des jeweiligen Staats- 
apparates eingreifen. 

Die Citibank war z.B. einer der Geld- 
geber des 18-Milliarden-Dollar-Kredits 
der USA und des IWF an den mexikani- 
schen Staat. Zu den Forderungen, die mit 
diesem Kredit gestellt wurden, gehörte 
unter anderem die Niederschlagung der 
inneren Unruhen. Aber auch die Privati- 
sierung der staatlich kontrollierten Ban- 
ken, des Verkehrswesens und der Petro- 
chemie waren Forderungen, die mit Kre- 
diten gestellt wurden. Solche Forderun- 
gen sind ganz klar als Forderungen der 
Geldgeber, in diesem Fall auch als die der 
Citibank, zu sehen. Die Banken verschen- 
ken schließlich kein Geld, sondern wolen 
durch solche Kredite Profite erzielen, und 
ihre Forderungen sollen diese Profite si- 
chern. 

Doċh was hat das Ganze mit dem Fall 
von Mumia Abu-Jamal zu tun? 

Mumia Abu-Jamal, bekannt als „‚Stim- 
me der Unterdrückten“, kämpfte und 


kämpft gegen Rassismus, aber auch gegen 
dieses System, das sich auf Unterdrük- 
kung und Rassismus aufbaut. In einem In- 
terview von 1992 sagte er: 

„Ich finde es richtig, das System zu be- 
kämpfen!“ 

Der Anlaß für die Unterzeichnung des 
Hinrichtungsbefehls war auch die Veröf- 
fentlichung von seinem Buch Live vom 
Death Row (Aus der Todeszelle), einer 
Sammlung von 49 Essays, in denen er sich 
mit Rassismus, Unterdrückung, Unge- 
rechtigkeit, dem Leben im Gefängnis, der 
Todesstrafe und der gegenwärtigen ge- 
sellschaftlichen Entwicklung in den USA 
auseinandersetzt. Das Buch wirft auch ein 
Licht auf die vergessenen Areale staatli- 
cher Vernichtungspolitik und der Ent- 
menschlichung dieser Gefangenen — es 
sind zu 60% Schwarze und Angehörige 
anderer ethnischer Minderheiten, bei 
einem weitaus geringeren Bevölkerungs- 
anteil. 

Mumia umschreibt das unter anderem 
mit den Worten: „There is no law, there 
is no justice, there are no rights“ 

Aus diesen Gründen war Mumia Abu- 
Jamal den Herrschenden ein Dorn im Au- 
ge, und es ist deren Interesse, ihn endgül- 
tig zum Schweigen zu bringen. 

Hinter dem Rassismus steht das Kapital! 
Freiheit für Mumia Abu-Jamal! 


Protestaktion am Frankurter Flughafen 

Am 3.7. vormittags beteiligten sich ca. 40 
Menschen an einer öffentlichen Protestak- 
tion am Flughafen Frankfurt a.M, die von 
verschiedenen antirassistischen Gruppen 
aus Marburg, Gießen, Rüsselsheim, 
Mainz, Bingen und Wiesbaden getragen 
wurde. Vor den Schaltern von zwei US- 
amerikanischen Fluggesellschaften wur- 
den die Fluggäste durch Redebeiträge, 
Flugblätter und Transparente über die Si- 
tuation von Mumia Abu-Jamal informiert. 
Die Aktion endete nach einer Stunde ohne 
Zwischenfälle. 

Bereits einen Tag vorher demonstrier- 
ten ca. 100 Menschen aus dem Ruhrgebiet 
auf ähnliche Weise ihre Unterstützung für 
Mumia Abu-Jamal. 

Wir dokumentieren nachfolgend einen 
der beiden Redebeiträge, die das Unter- 
stützungskomitee Mumia Abu-Jamal aus 
Wiesbaden während. der Protestaktion ge- 
halten hatte. 


Zur Todesstrafe 

Amnesty International sagt: „Die Todes- 
strafe hilft keinen Mord zu verhindern, sie 
ist Mord. 

Sie wurde und wird willkürlich, ras- 
sisch diskriminierend und unfair ange- 
wendet. Sie ist eine entsetzliche Lotterie, 
da politische und finanzielle Zwänge, öf- 
fentlicher Druck und der Gerichtsort 
möglicherweise mehr als die begangene 
Siraftat darüber entscheiden, ob eine Per- 
son in die Todeszelle geschickt wird.“ 

Richter Blackmun sagte: Die Todes- 
strafe ist ein Instrument rassistischer Un- 
terdrückung, dessen Anwendung un- 
menschlich ist und soziale Probleme nicht 
lösen kann. 

„Seht her“, sagen die Leute, „in Ame- 


rika wollen sie den unschuldigen Mumia 
Abu-Jamal hinrichten, ohne ihm ein faires 
Gerichtsverfahren zu geben.‘ Und die 
Leute haben Recht. Sie haben Recht. Die 
Leute werden auf Amerika zeigen und sa- 
gen: Schaut euch an, die haben noch die 
Todesstrafe, ist das nicht Scheiße!? Bei 
uns ist das was anderes, wir leben hier in 
einer echten Demokratie, hier gibt es so 
etwas nicht mehr. Bei uns wurde das abge- 
schafft. Aber wäre Mumia Abu-Jamal 
weniger von der Ermordung bedroht, 
wenn er beispielsweise ein in die BRD ge- 
flohener kurdischer Mensch wäre? 

Nun, werden sie sagen, aber bei uns 
gibt es doch keine Todesstrafe! Nein, bei 
uns gibt es keine Todesstrafe, aber es gibt 
viele Arten, einen Menschen zu töten. 

Man kann ihn auf den elektrischen Stuhl 
setzen und töten. Man kann ihn mit einer 
Giftinjektion hinrichten und das dann 
noch als „humane“ Weiterentwicklung 
des elektrischen Stuhles bezeichnen. Das 
nennt man dann Todesstrafe und denkt 
dabei an die USA. 

Man kann diesen Menschen aber auch 
einfach in ein Land abschieben, wo er mit 
Sicherheit von Militär- oder Geheim- 
dienstkräften umgebracht wird. Das nennt 
man dann Asylpolitik und denkt an das 
Grundgesetz der BRD. Man muß es aber 
Hinrichtung auf Umwegen nennen und 
dabei an die Abschiebepraxis in der BRD 
denken. 

Ebenso kann man diesen Menschen 
auch einfach in sogenannten Hochsicher- 
heitstrakten „lebendig begraben“ und 
darauf warten, daß sich der Fall durch 
körperliches und psychisches Zugrunde- 
richten ‚„‚von.selber löst“ Das nennt man 
dann einfach Strafvollzug und denkt dabei 
erst gar nicht mehr an etwas Besonderes. 
Man muß es aber Folter und versuchten 
Mord auf Raten nennen und dabei an die 
gängige „‚Sonderbehandlung‘ von politi- 
schen Gefangenen in der BRD denken. 

Was diese Arten der Hinrichtung unter- 
scheidet, sind der Name und der Weg, der 
eingeschlagen wird, um das Ziel der Er- 
mordung zu erreichen. Was gleich bleibt, 
ist die dahinterstehende Macht, vernich- 
ten zu können, dieser offenste Ausdruck 
des staatlichen Gewaltmonopoles. 

Was ist das Verbrechen Mumia Abu- 
Jamals? Daß er sich politisch verhalten 
hat und nicht bereit ist, seine politischen 
Standpunkte aufzugeben! Was ist das 
Verbrechen kurdischer Menschen in der 
BRD? Daß sie aufgrund politischer Ver- 
folgung hierher gekommen sind und sich 
politisch verhalten haben! Was ist das 
Verbrechen vieler politischer Gefangener 
in der BRD? Daß sie sich politisch verhal- 
ten haben und dafür bis zur letzten Konse- 
quenz einstanden; und daß sie nicht bereit 
sind, ihren politischen Standpunkt aufzu- 
geben! 

Was ist die Antwort der Staaten USA, 
BRD und Türkei auf eine solche Haltung? 
Vernichtung, Auslöschung, Zum- 
Schweigen-Bringen mit Mord! Das ist die 
Antwort der „Rechtsstaaten‘“, wenn sie 
mit konkreter Opposition konfrontiert 
sind. 


Die Todesstrafe ist nur das offenste, auf’ 


Vernichtung zielende Element staatlicher 
Repression — der Punkt, an dem uns das 
Gewaltmonopol sozusagen nackt entge- 
gentritt. 

Die Todesstrafe kann nicht isoliert von 
den genannten anderen Formen staatli- 
cher Gewalt betrachtet werden, denn sie 
wäre ohne all diese Formen nicht denk- 
bar. Die Abschaffung der Todesstrafe, in 
welcher Verkleidung diese auch immer 
auftauchen mag, kann nur ein erster 
Schritt auf einem langen Weg zu einer so- 
zial gerechten Gesellschaft sein, aber sie 
ist ein erster wesentlicher und wichtiger 
Punkt. 

Mumia Abu-Jamal darf nicht hingerichtet 
werden!!! 

Keine weitere Hinrichtung darf ausge- 
führt werden!!! 

Die Todesstrafe muß abgeschafft wer- 
den!!! : 
Freiheit für Mumia Abu-Jamal!!! 


Regionale Aktion am Düsseidorfer 
Flughafen (NRW) 

Es kamen ca. 100 Leute aus zwölf Städten 
aus Nordrhein-Westfalen: Düsseldorf, 
Langenfeld, Leverkusen, Köln, Wupper- 
tal, Aachen, Bochum, Dortmund, Essen, 
Münster, Krefeld und Herne. 

Im Abflugbereich wurden an mehreren 
Schaltern von Fluggesellschaften Kund- 
gebungen gemacht und Flugblätter ver- 
teilt. Es sollten vor allem Fluggäste, die 
mit einer Maschine nach New York flo- 
gen, informiert werden. Es waren ca. 30 
mit Stock und Helm uniformierte B. an- 
wesend und natürlich Zivile, die aber 
nicht eingriffen und nur präsent waren. 

Anschließend gab es einen kurzen De- 
mozug durch die Düsseldorfer Altstadt 
mit kurzen Zwischenbeiträgen. Insgesamt 
wurden 1000 Flugis verteilt. Die Aktion 
ist erfolgreich verlaufen, viele Leute wa- 
ren interessiert. 


Hamburg. Das Forum „Migration und 
Rassismus“ des 26. Evangelischen Kir- 
chentages hat „mit großer Mehrheit“ eine 
Protestnote gegen die drohende Hinrich- 
tung von Mumia verabschiedet und an 
Richter Sabo, Gouverneur Ridge und an 
Mumia selbst geschickt. In der Protestno- 
te heißt es u.a.: „Die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer des Kirchentages setzen 
ein Zeichen gegen die inhumane Todes- 
strafe und unterstützen Jamals Bemühun- 
gen für einen neuen und fairen Prozeß: 
Keine Hinrichtung von Abu-Jamal! Wie- 
deraufnahme des Verfahrens! Abschaf- 
fung der Todesstrafe!“ An zwei Bücherti- 
schen wurden rund 800 Unterschriften für 
Mumia und gegen die Todesstrafe gesam- 
melt. 

Berlin/Brandenbur. Die Fachgrupe 
Journalismus der IG Medien Brandenburg 
hat Mumia Abu-Jamal zum Ehrenmitglied 
ihres Vorstandes ernannt und dies auch in 
einem Protestschreiben an Gouverneur 
Ridge mitgeteilt. Durch eine Protestkar- 
tenaktion der IG Medien Jugend, ausge- 
löst in Berlin-Brandenburg, sind etwa 
6000 Postsendungen nach Pennsylvania 
unterwegs. 
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Gefangene aus Bruchsal für Mumia 


Die Kriminellen 
in Babylon 


72 Gefangene aus der JVA Bruchsal unterzeich- 
neten bislang den folgenden Aufruf für das Le- 
ben von Mumia Abu-Jamal. 

„Sie (die AmerikanerInnen) sind eine 
Rasse von Sträflingen und sollten dankbar 
sein für alles, was wir ihnen zugestehen, 
abgesehen vom Hängen“ (Samuel John- 
son, 1709-1784, englischer Dich- --, 
ter, Briefe an den Earl von Chester- 
field) 

Ein Fieber rast durch das Inner- 
ste der US-amerikanischen Politik. 
Der Verbrechensrausch. 

Politiker aller Parteien und Cou- 
leur verbreiten eine harte Verbre- 
chensbekämpfungsrhetorik, und 
alle US-amerikanischen Medien 
verstärken das Getöse: jedes Echo 
ruft ein neues Echo hervor. Da- 
durch wird ein monströser Wider- 
hall erzeugt, der in allen Gehörgän- 
gen explodiert: ‚Kriminalität! 
Tod! Verbrechen! Röstet sie! Ver- 
brechen ! Hängt sie auf!‘ 

Vor vielen Jahren untersuchte 
der US-amerikanische Schriftstel- 
ler Marshall McCluhan in seinem 
Buch Das Medium ist die Bot- 
schaft, wie mächtig die Medien im 
modernen Alltag sind und daß sie 
nicht nur informieren, sondern 
auch Informationen fälschen kön- 
nen. Der derzeitige US-amerikani- 
'sche Kriminalitätsrausch ist ein 
schlagender Beweis für diese mon- 
ströse Mega-Medien-Verfäl- 
schung, denn Regierungsstatisti- 
ken zeigen, daß die Kriminalitäts- 
raten in fast allen Bereichen vergleichs- 
weise niedriger sind als vor 20 Jahren. 

Nein, Ihr habt Euch nicht verhört! 

Die Kriminalitätsraten sind heute nied- 
riger als 1975! 

Das Bulletin des US-Justizministeriums 
Crime and the Nation ’s Households (Kri- 
minalität und die Haushalte der USA) von 
1992 zeigt einen allgemeinen Rückgang 
bei Vergewaltigungen, Überfällen, An- 
griffen, Diebstählen und Einbrüchen: 
Wurden 1975 noch 32 % aller Haushalte 
in den USA Opfer eines der genannten 
Verbrechen, so sank diese Rate unter 
23 % im Jahr 1992. 

Diese Statistiken belegen, daß es nur 
einen Bereich im Nationalen Verbre- 
chensbericht gibt, wo die Zahlen gestie- 
- gen sind — bei Autodiebstählen wird eine 
Zunahme um 14 % seit 1975 festgestellt. 

So — und warum jetzt der ganze Lärm? 
Warum das Gebrüll der Politiker nach 
Blut? Warum dieses unablässige Ge- 
schrei? 

Im politischen Lexikon der USA steht 
das Wort ‚Kriminelier‘ für ‚Nigger‘, und 
Politiker aller Parteien können jetzt einen 
erfolgreichen Wahlkampf gegen ‚Krimi- 
nalität‘ führen, solange ‚Nigger‘ die 
eigentliche Zielscheibe bleiben. 
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Es war kein Zufall, daß Präsident Wil- 
liam Clinton seine Wahlkampagne um die 
US-Präsidentschaft unterbrach und nach 


"Little Rock, Arkansas, flog, um die Hin- 


richtung von Ricky Ray Rector zu beauf- 
sichtigen, einem gehirngeschädigten 
schwarzen Gefangenen. 

Im US-Abgeordnetenhaus, wo derzeit 
die größte Anzahl von African American 
Abgeordneten in der Geschichte der Re- 
publik vertreten ist, wird zur Zeit ein Ver- 
brechensbekämpfungsgesetz ausgearbei- 
tet, das verspricht, das repressivste Ge- 
setz in der modernen US-Geschichte zu 


Airyn 


werden. 

Dieses Gesetz enthält mehr als 60 neue 
Todesstrafendelikte, weitere Gefängnis- 
neubauten, 50000 weitere Polizisten, 
mehr Jugendknäste und ein sofortiges En- 
de von regierungsgeförderten Bildungs- 
programmen für Gefangene. 

Und dies ist ein Jahr, in dem sich die 
Kriminalität nach unten bewegt! 

In einer Welt, in der ein Schrumpfen 
des US-Imperiums fast unvermeidlich er- 
scheint und in der ehemalige Gegner wie 
Japan und die BRD zur weiteren wirt- 
schaftlichen Expansion ansetzen; in der 
die nach innen gerichtete Zerstörung der 
ehemaligen Sowjetunion die USA ohne 
einen glaubhaften Gegner gelassen hat — 
werden Schwarze als Gegner definiert, 
und der ‚Krieg gegen das Verbrechen‘ ist 
dabei die neueste Kampagne. 

Dies ist die Stimmung in den USA, un- 
gefähr im Jahr 1994. Ein riesiger, musku- 
löser alter Krieger, der nach einem neuen 
‚Kick‘ sucht, einem neuen Krieg.“ 

Mumia Abu-Jamal, Pennsylvania, USA 


Am 17. August soll im Bundesstaat Penn- 
sylvania der Gefangene Mumia Abu-Ja- 
mal hingerichtet werden. Mumia ist ein 
ehemaliger Black Panther und bekannter 


schwarzer Journalist aus Philadelphia. 
1980 wurde er zum Präsidenten der Ver- 
einigung schwarzer Journalisten in Phila- 
delphia gewählt. Wegen seiner engagier- 
ten Berichterstattung über die Geschichte 
von Mangel, Folter, Ungerechtigkeit und 
Unterdrückung geriet Mumia in das Fa- 
denkreuz staatlicher Repression. Als 
schließlich im Dezember 1981 Mumia 
seinem Bruder zu Hilfe kommen wollte, 
der von einer Polizeistreife zusammenge- 
schlagen wurde, wurde er durch einen 
Bauchschuß lebensgefährlich verletzt, ein 
Polizist getötet. Obwohl mehrere Zeugen, 
auch der Anklage, aussagten, daß 
der Todesschütze geflüchtet sei, 
und obwohl nie eine Tatwaffe ge- 
funden wurde, wurde Mumia 1982 
in einem Schauprozeß als „Polizi- 
stenmörder‘“ von einer mehrheit- 
lich weißen Jury für schuldig be- 
funden und von einem weißen 
Richter, der aufgrund seiner vielen 
Todesurteile als der „Henker von 
Philadelphia“ bekannt geworden 
ist, zum Tode verurteilt. Seitdem 
kämpft Mumia aus den Todestrak- 
ten Philadelphias heraus um sein 
Leben und seine Freiheit. Aus der 
Zelle heraus arbeitet Mumia wei- 
terhin als der Journalist, als der er 
bekannt geworden ist, als die Stim- 
me derer, die keine Stimmehaben: 

„Ich spreche zu Euch aus dem 
Land der Toten, das vor Leben vi- 
briert. Dieser Ort ist ein Ort, an 
dem die Lebenden durch das Ge- 
setz lebendig begraben werden, ein 
Gesetz, das die Gewalt betont, ein 
Gesetz, dem die Gerechtigkeit 
fehit, ein Gesetz, das die Reichen 
und Gesetzlosen beschützt, das 
aber auf die Armen und Machtlo- 
sen spuckt. Ich spreche aus einer 
der größten und am schnellsten 
wachsenden schwarzen Gemeinschaften 
in Zentral-Pennsylvania — aus dem To- 
destrakt““ 

Der neue Gouverneur des Bundesstaa- 
tes Pennsylvania, Ridge, hat angekündigt, 
daß er mit den seit 1961 ausgesetzten Hin- 
richtungen beginnen wird. Seiner Mei- 
nung nach kann es nicht angehen, daß Kri- 
minelle durch juristische Winkelzüge jah- 
relang dem Steuerzahler auf der Tasche 
liegen. Er hat nunmehr und trotz interna- 
tionaler Proteste den Hinrichtungsbefehl 
unterschrieben. Zwar kann Mumia noch 
einen Antrag auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens und einen auf Überprüfung 
des Strafmaßes stellen, doch ist der Gou- 
verneur nicht verpflichtet, mit der Voll- 
streckung der Hinrichtung abzuwarten. 
Im Gegenteil! Nachdem alle juristischen 
Möglichkeiten der Berufung und Revision 
erschöpft sind, will er Mumia nun endgül- 
tig zum Verstummen bringen. Mumias 
Leben ist in höchster Gefahr. 

Treten wir für das Leben von einem ein, 
der seine Stimme denen gegeben hat, die 
nicht gehört werden! 

Für das Leben von Mumia Abu-Jamal! 

Schluß mit dem legalen Lynchen! 
Gefangene der JVA Bruchsal 


Erklärung zum Prozeß gegen Sieglinde Hofmann, Gefangene 
aus der RAF, der am 29.8. in Stammheim beginnt 


Am 5. Mai 1995 hätte Sieglinde Hofmann 
nach einer fünfzehnjährigen Haft frei- 
kommen müssen. 

Stattdessen wurde gegen sie ein neuer 
Haftbefehl erlassen, Anklage vor dem 
OLG Stuttgart erhoben und für Ende 
August in Stammheim ein Prozeß ange- 
setzt. 

Es geht um drei Aktionen der RAF aus 
den siebziger Jahren: versuchte Anschlä- 
ge auf das Gebäude der Bundesanwalt- 
schaft und den Nato-Oberbefehlshaber 
Haig und die Schleyer-Entführung. 

Sieglinde Hofmann wurde 1980 in Paris 
festgenommen und wegen Mitgliedschaft 
in der RAF und versuchter Entführung 
des Bankiers Ponto zu 15 Jahren verur- 
teilt. Während der ganzen Jahre war sie — 
wie alle RAF-Gefangenen — Sonderhaft- 
bedingungen mit Einzel- und Kleingrup- 
penisolation unterworfen. Neue Ermitt- 
lungen gab es nach der Festnahme und den 
Aussagen ehemaliger RAF-Mitglieder, 
die 1990 in der DDR festgenommen wur- 
den, den sog. „Kronzeugen‘“. Weiterer 
Staatszeuge ist das frühere RAF-Mitglied 
Boock, der sein Gnadengesuch fördern 
möchte. 

Die politischen Prozeßziele sind die 
gleichen wie in den schon abgeschlosse- 
nen Verfahren gegen die RAF-Gefange- 
nen Christian Klar, Heidi Schulz, Rolf- 
Clemens Wagner und Eva Haule: eine — 


teilweise schon mehrfache — Verurtei- 
lung zu „lebenslänglich‘“ und die Delegi- 
timierung von fundamentaler Systemop- 
position der siebziger Jahre und darüber 
hinaus. Dazu kommt staatliche Rache: 
Sieglinde Hofmann war in den Haftjahren 
nicht bereit, ihren Zielen „abzuschwö- 
ren“, und ein Angebot der Bundesanwalt- 
schaft von Oktober 1994 zur „Koopera- 
tion“ hat sie äbgelehnt. 

„Kronzeugenprozesse‘‘ haben keine 
Legitimität. Sie laufen nach dem immer 
gleichen Staatsschutz-Drehbuch ab. Ein 
erst seit 1989 bestehendes Sondergesetz 
gewährt für Verrat und erfundene Bela- 
stung anderer großzügigen eigenen Straf- 
nachlaß. Das ist die Basis für Verurteilun- 
gen. So war es in den bisherigen Prozes- 
sen, so soll es auch jetzt sein. Die Verur- 
teilung zementiert das staatliche Ziel: Es 
soll über das Jahr 2000 hinaus politische 
Gefangene in der BRD geben. 

Nach dem 5. Mai begann für Sieglinde 
Hofmann das 16. Haftjahr. Noch zuge- 
spitzter — um hier nur kurz die Situation 
einiger Gefangener zu erwähnen — ist die 
Lage für Hanna Krabbe, deren 21. Haft- 
jahr begonnen hat; Heidi Schulz ist 
schwer erkrankt und muß dringendst 
durch Vertrauensärzte untersucht und be- 
handelt werden. 

Die Gefangenen brauchen die Möglich- 
keit des Austausches untereinander, unge- 


Presseerklärung des Verteidigers von Eva Haule 


Neues § 129 a-Ermittlungsverfahren 
gegen Eva Haule wegen „Kassiber“ 


Als Verteidiger der Gefangenen Eva Hau- 
le gebe ich bezugnehmend auf die Presse- 
berichte vom 12./13.6.95, wonach mei- 
ne Mandantin Anschläge oder Gefange- 
nenbefreiungen plane, folgende Erklä- 
rung ab: 

Schon das Timing der vom Focus veröf- 
fentlichten Meldung ist bezeichnend. Sie 
wurde direkt vor der Justizministerkonfe- 
renz in Dessau (12.-14. 6.95) lanciert, bei 
der es auch um die Situation der Gefange- 
nen aus der RAF gehen sollte. Weiter gibt 
es zur Zeit Versuche, die Besuchsbedin- 
gungen der Gefangenen dahin zu ändern, 
daß diese nicht mehr überwacht werden. 

Zweck der jetzt gestreuten Hetzpropa- 
ganda war und ist es, die notwendigen 
Veränderungen der Haftbedingungen zu 
verhindern. 

Worum es in dem „Kassiber‘“ wirklich 
ging, war, eine Diskussionsstruktur ab- 
seits der totalen Zensur und Überwachung 
zu organisieren, mit der die Gefangenen 
aus der RAF konfrontiert sind. Konkret: 
jedes geschriebene Wort wird von den 
Staatsschutzbehörden mitgelesen. Die 2 
Stunden Besuch pro Monat mit Nicht-An- 
gehörigen werden von LKA- und JVA- 
Beamten überwacht, die mit am Tisch sit- 
zen. Sämtliche Personen, die Beziehun- 


gen zu den Gefangenen aufnehmen, gera- 
ten „automatisch“ in die Fahndungsraster 
des Staatsschutzes, werden als ‚‚Kontakt- 
personen aus dem terroristischen Um- 
feld“ ausgeforscht, überwacht und krimi- 
nalisiert. 

Die Gefangenen kämpfen seit 25 Jahren 
gegen diese Bedingungen, die jede sinn- 
volle Kommunikation unmöglich machen 
und darauf zielen, sie persönlich und poli- 
tisch abzuschneiden von gesellschaftli- 
chen Prozessen, vom Leben überhaupt. 

Die einzig reale „‚Erkenntnis‘‘ aus dem 
Vorfall jetzt ist die Tatsache, daß die Ge- 
fangenen diesen Zustand nicht hinneh- 
men, sondern ständig nach Möglichkeiten 
suchen, ihn aufzuheben. . 

Die Lügen, die verbreitet werden, sol- 
len das Einbetonieren und die endlose 
Haft gegen die Gefangenen in der Öffent- 
lichkeit rechtfertigen. 

Obwohl Eva Haule den Inhalt des be- 
sagten Briefes, der im übrigen nicht ‚‚ver- 
schlüsselt‘‘ war, offengelegt und klarge- 
stellt hat, werden Lügen darüber verbrei- 
tet, wie z.B., es würden bewaffnete Ak- 
tionen und Geiselnahmen geplant und es 
bestünden Kontakte zu den „AIZ“. Ge- 
gen Eva Haule wurde ein neues Ermitt- 


lungsverfahren wegen „Mitgliedschaft in ` 


Erstes Ziel bleibt die Freilassung 


hinderte persönliche, gesellschaftliche 
und Medienkontakte und — immer drin- 
gender — eine ausreichende medizinische 
Versorgung, um den eskalierenden Ge- 
sundheitsproblemen etwas entgegenset- 
zen zu können. 

Erstes Ziel bleibt aber die Freilassung 
der Gefangenen nach den langen Jahren 
der Sonderhaft. 

Staatliche Verfolgung auf juristischem 
Wege hat zur Zeit in der BRD viele For- 
men. 

Allein in den Knästen sind baskische, 
(bis vor kurzem) irische und um die 200 
kurdische Gefangene. Mindestens gegen 
12 KurdInnen laufen $129a-Verfahren, 
und sie sind seit ihrer Verhaftung in völli- 
ger Isolation. 

Abrechnungsprozesse mit dem DDR- 
Sozialismus dauern an. Antifaschistische 
Kräfte und systemoppositionelle Linke 
werden kriminalisiert und verfolgt. 

Es ist notwendig und möglich, dem ge- 
meinsam entgegenzutreten. Die Vorbe- 
reitung des Prozesses und sein Eröff- 
nungstag sollen dies zum Ausdruck brin- 
gen. 

Freiheit für alle politischen Gefange- 
nen! 

Kontakt: Rechtsanwalt Heinz-Jürgen Schneider, 
Glücksburger Str. 8, 22769 Hamburg, Tel. und 
Fax: (040)85131 16 


der RAF“ eingeleitet. Dies. wurde den 
Medien verschwiegen, weil daran offen- 
sichtlich geworden wäre, was vor sich 
geht: die absurde Behauptung, Eva Haule 
würde sich als „RAF-Mitglied betäti- 
gen“, obwohl sie seit 9 Jahren in Haft ist 
und sich im Herbst ’93 politisch von der 
RAF getrennt hat — was auch in der Öf- 
fentlichkeit bekannt ist —, dient der BAW 
nun als Vehikel, um die Ermittlungskom- 
petenz an sich zu ziehen und gegen die Ge- 
fangenen aus der RAF vorzugehen und 
die Sonderhaftbedingungen zu zementie- 
ren. 

Wir haben sowohl Strafanzeige gegen 
unbekannte Mitglieder von BAW und 
BKA erstattet als auch die Einstellung des 
Ermittlungsverfahrens beantragt. 
Rechtsanwalt Gerd Klusmeyer 
Hannover, 26.6.95 


Angehörigen Info 170 x 21.7.1995 7 


Vorfall im 3. Flügel der JVA Bruchsal am Sportfestsamstag, den 8. 7. 95 
Eskalierende Übergriffe auf Gefangene 


Insbesondere seit der neue Anstaltsieiter Reh- 
ring in Bruchsal ist, hagelt es dort repressive 
Verfügungen gegen die Gefangenen, die Frei- 
zeit wird eingeschränkt, Fertbildungsmaßnah- 
men gekürzt oder verboten, nächtliche Zellen- 
razzien, während jener die Gefangenen in der 
Dusche eingeschlossen werden und nach de- 
nen sie dann schließlich eine völlig zerlegie 
Zelle vorfinden ... Die Knastmedizin wird nur 
als zusätzliches Repressionsmittel gegen die 
Gefangenen eingesetzt, als besonders zyni- 
sches Mittel. Der Knast ‚alliag“ ist von Provo- 
kationen geprägt. 

Der aktuelle Bericht eines Gefangenen macht 
das besonders deutlich. Er ist noch zu ergänzen 
damit, daß am nächsten Tag ein weiterer Gefan- 
gener, Andreas Böhm, von einem 7köpfigen 
Rollkommando in den Bunker geschleppt wur- 
de. Bunker, das heißt fensterlose, absolut nack- 
te Zelle, meist kameraüberwacht. Die Gefange- 
nen sind oft gefesselt und ohne Kleidung —. Es 
war die Reaktion auf eine Ohrfeige für den An- 
staltsleiter, ein Echo auf die unzähligen und es- 
kalierenden Übergriffe auf die Gefangenen. 
Hier der Bericht des Gefangenen. 


Nachdem der erste Sportfesttag in der 
JVA Bruchsal gegen 16 Uhr beendet war, 
erkundigte sich der Gefangene Ralf Pur- 
wins gegen 16.30 Uhr bei seinem Zwil- 
lingsbruder, warum dieser ihn nicht zum 
Sportfest besuchen kam. 

Ralf wurde daraufhin von seinem Bru- 
der mitgeteilt, daß er sich an der Torwa- 
che einer schikanösen Untersuchung un- 
terziehen mußte, als er vormittags in der 
JVA zum Sportfest Einlaß begehrte. Ne- 
ben dem äußerlichen Abtasten durch 
Knastbedienstete existierte bereits eine 
richterliche Anordnung, Ralfs Bruder 
mittels Röntgen nach versteckten Gegen- 
ständen zu durchleuchten. 

Trotz heftiger Proteste ließ der Bruder 
diese Prozedur über sich ergehen. Beide 
Untersuchungen verliefen negativ, d.h. 
es wurde nichts Unerlaubtes entdeckt. 

Dennoch wurde Ralfs Bruder der Zu- 
tritt in das Anstaltsgelände mit der Be- 
gründung verweigert, er sei durch Ralf 
nicht als Besucher beantragt worden. Dies 
stimmt nach Angaben von Ralf Purwin 
nicht. Somit sei der Bruder laut Anstalts- 
angaben und im Widerspruch zu Ralfs Be- 
teuerungen nicht auf der Besucherliste der 
JVA geführt und dürfe nicht am Gefange- 
nensportfest teilnehmen. 

Anmerkung: Woher wußte dann der 
Röntgen anordnende Richter, daß Ralfs 
Zwillingsbruder doch zum Sportfest- er- 
scheint? 

Als Ralf, der sich sehr auf den Besuch 
seines Zwillingsbruders freute, dies er- 
fahren hatte, war er so enttäuscht, daß er 
in seiner Verärgerung einige Flaschen 
und Gläser an die seiner Zelle im 2. Stock 
gegenüberliegende Wand warf. Dies 
konnte ein Großteil der Gefangenen im 3. 
Flügel beobachten, aber auch, daß Ralf 
sich anschließend wieder beruhigte und 
friedlich diskutierend mit anderen Gefan- 
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genen vor seiner Zelle stand. 

In der Zwischenzeit erfolgte der übliche 
Nachtein- und -umschluß. Da Ralf Purwin 
nicht aufgefordert wurde, in seine Zelle 
zu gehen, diskutierte er in Ruhe mit den 
anderen noch nicht eingeschlossenen fünf 
Gefangenen über das Verhalten der JVA. 

Diese Gefangenen waren namentlich 
Rolf Jörger, Wolfgang Schottmüller, Ul- 
rich Fischer und Christian Klar. All diese 
Gefangenen vermuteten, daß Ralf nach 
Einschluß der anderen Gefangenen von 
einem speziellen Rollkommando auf An- 
ordnung des Anstaltsleiters Rehring in die 
sogenannte B-Zelle (Beruhigungszelle im 
Kellerverließ) verschleppt werden soll. 

Deshalb standen diese fünf Gefangenen 
auch weiterhin auf der im 3. Flügel im 2. 
Stockwerk neben den Treppen zentral ge- 
legenen Verbindungsbrücke und bemüh- 
ten sich um eine nicht so in die Menschen- 
würde eingreifende Lösung wie die B- 
Zellenhaft. 

Der Gefangene Fischer ging deshalb 
zur Verwaltungszentrale und bemühte 
sich dort bei dem im 2. Stock diensthaben- 
den Beamten und dem Sicherheitsbeamten 
Mächtel um eine andere Lösung als die 
B-Zelle. Er bot deshalb (mit Purwins Ein- 
verständnis) an, mit Ralf P. eine Nacht 
lang sogenannten Nachtumschluß zu ma- 
chen. 

Dies wurde abgelehnt, da die Anstalts- 
leitung bereits die Anordnung getroffen 
hatte, daß Ralf Purwin und der Mitgefan- 
gene Rolf Jörger in die B-Zelle müssen. In 
der weiteren ca. 15minütigen und ruhigen 
Diskussion wollten die fünf Gefangenen 


Interview mit Günter Sonnenberg 


Wir sollen zum 
Schweigen 
gebracht werden 


? Du bist im Mai 1992 nach 15 Jahren Sonder- 
haft freigelassen worden. In den drei Jahren 
seitdem bist du fünimal festgenommen wor- 
den. Warum? 

Die erste Festnahme war im Spätsommer 

1992, die letzte im März 1995. Jedesmal 

war es, als würden sie einen Dllegalen fest- 

nehmen, mit quietschenden Reifen und 
gezogener Knarre. Dabei waren die Be- 
gründungen immer hergeholt, mal sei ich 
in einem geklauten Auto gefahren, mal sei 
es wegen Unterstützung einer terroristi- 
schen Vereinigung, also der RAF. Der 

Hintergrund ist aber ein anderer. In dem 

Gerichtsbeschluß zu meiner Entlassung 

heißt es: „Befindet sich Sonnenberg in 

Freiheit, kann mit ihm nur in geringerem 

Maße Propaganda betrieben werden““ 

Das heißt, die Mobilisierung, die es über 

die ganzen 15 Jahre für meine Freilassung 

gab, war so stark, daß ich in ihrer Logik 


eine vernünftige Lösung mit dem Sicher- 
heitschef aushandeln. Fischer wiederhol- 
te mehrmals, daß Purwins eine Nacht bei 
ihm auf die Zelle könne und es ruhig 
bleibt, ebenso bot Schottmüller dies für 
Jörger an. 

Mächtel ließ sich nach der noch immer 
bestehenden Anordnung des Anstaltslei- 
ters auf keine weitere Diskussion ein, und 
nachdem rund 30 Beamte sich versammelt 
hatten, wollte er die B-Zeilenanordnung 
in die Tat umsetzen. Dazu wurden er und 
die anderen Beamten gewalttätig, da die 
fünf Gefangenen dies mit passivem Wi- 
derstand verhindern wollten. 

Angesichts der 30 Beamten ist es leicht 
nachvollziehbar, daß die Handgreiflich- 
keiten schnell beendet waren. Die Gefan- 
genen wurden rasch getrennt bzw. zu Bo- 
den gedrückt (und geschlagen?). Fischer 
wurde im sogenannten Polizeigriff von 
mehreren Beamten in die Zelle verbracht, 
ebenso erging es Schottmüller. 

Klar, Purwins und Jörger wurden in die 
B-Zelle verschleppt. 

Eindeutig ist hier die Verhältnismäßig- 
keit der Mittel von seiten der Beamten 
überschritten worden, da eine ‚„Beruhi- 
gung“ für keinen der Gefangenen nötig 
war. Sie waren ruhig und wollten dies 
auch bleiben. In unsinniger Weise wurde 
gewaltsam eine Anordnung des Anstalts- 
leiters Rehring durchgesetzt, nachdem 
hierfür keinerlei Berechtigung und Not- 
wendigkeit mehr bestand. 

Bruchsal, den 8. Juli 1995 


Nachtrag: Am Sonntag abend fand eine 
spontane Kundgebung vor dem Knast 
Bruchsal statt gegen die Verschleppung 
der Gefangenen in den Bunker. Inzwi- 
schen sind sie wieder auf der Gefängnis- 
station in den üblichen Zellen. 


draußen weniger Bedeutung habe als im 
Knast. Die Festnahmen sollen mir deut- 
lich machen : Wir haben dich im Auge. 


? Also bereuen Justiz und Polizei im nachhinein 
deine Freilassung ? 

Dazu mußt du wissen, wieich Anfang Mai 
1977 festgenommen worden bin. Ich hatte 
einen Kopfschuß und war nach der Fest- 
nahme drei Wochen bewußtlos. Ich mußte 
alles, das Sprechen, das Schreiben, neu 
erlernen. Es war eine ähnliche Verletzung 
wie die, die Rudi Dutschke bei dem Atten- 
tat 1968 erlitt. Bei mir kam während 13 
von 15 Jahren die Einzelisolation im 
Knast hinzu. Deshalb gab es von Anfang 
an die Forderung nach meiner Freilas- 
sung. Darum ging es auch in drei Hunger- 
streiks und vielen Aktionen draußen. Ich 
habe wenige Wochen nach meinem Raus- 
kommen auf einer Demonstration für die 
Freiheit der politischen Gefangenen in 
Bonn eine Rede gehalten, in der ich auch 
sagte, daß meine Haftbedingungen in 
Bruchsal, wo ich 13 Jahre gefangen war, 
Isolationshaft waren. 


? Man nimmt dir übel, daß du dich weiter für die 
Freiheit der Gefangenen einsetzt? 
Ja. Ich habe das aber immer gesagt. Mir 


geht es nach wie vor um eine radikale Ver- 
änderung der Gesellschäft, angesichts der 
Entwicklung hier ist Widerstand notwen- 
diger denn je. Der Staat hat einfach kein 
Recht, diejenigen gefangen zu halten, die 
diese Entwicklung verhindern wollen. 
Diese Rede, die ich in Bonn gehalten 
habe, hat der Knast in Bruchsal zum An- 
laß genommen, mir ein Besuchsverbot für 
Christian Klar zu erteilen. Mit ihm war 
ich drei Jahre in Bruchsal gefangen, wir 
hatten zusammen Hofgang. 


? Aber du kennst Christian schon viel länger? 

Seit 22 Jahren. Ich habe Christian im 
Frühjahr 1973 in Karlsruhe bei einer 
Kundgebung gegen die Isolationsfolter 
kennengelernt. Es war während des ersten 
kollektiven Hungerstreiks der politischen 
Gefangenen. Wir machten einen Solidari- 
tätshungerstreik vor dem Bundesgerichts- 
hof, der verantwortlich war und ist für die 
juristische Absicherung der Sonderhaft- 
bedingungen. Wir sind dann noch 1973 
zusammengezogen, da waren auch Heidi 
Schulz dabei, die seit 1982 gefangen ist, 
und Knut Folkerts, der seit 1977 im Knast 
sitzt. Wir sind dann auch zusammen in die 
Dlegalität gegangen. Das war ein intensi- 
ver Diskussionsprozeß, in dem wir lange 


abgewogen haben, was wir genau wollten 
und wie wir es wollten. > Se 


? Christian wurde 1982 verhaftet. Wann habt ihr- 
euch dann wiedergesehen ? i 
1989, als er nach Bruchsal kam. 


Wie oft konntet ihr euch denn sehen? 

Wir waren drei politische Gefangene, 
Carlos Grosser, ein Gefangener aus dem 
Widerstand, Christian und ich aus der 
RAF. Wir hatten am Tag eine Stunde Hof- 
gang zusammen. An Spoftgruppen und 
ähnlichen Aktivitäten konnten wir nur 
einmal in der Woche teilnehmen. Gefan- 
gene, die die Auseinandersetzung mit uns 
suchten, wurden regelmäßig verlegt mit 
der Begründung, ihre „Resozialisierung‘“ 
wäre gefährdet. Das war natürlich Un- 
sinn: Die mit uns etwas zu tun haben woll- 
ten, hatten sich selbst schon politisiert. 
Die eine Stunde war natürlich nichts. 


? Wie wird denn das Besuchsverbot begründet? 
Mit meiner Rede in Bonn, also ganz offen 
politisch. Als ich in diesem Jahr noch ein- 
mal einen Antrag stellte, kam nur zurück, 
daß diese Begründung weiterhin gilt. 
Aber ich bin auch nicht der einzige ehe- 
malige Gefangene, der Besuchsverbot 


Durchsuchung am 27.5. 95 in der Fritzlarerstr. 18 in Frankfurt 


Steinmetz und kein Ende: 
Durchsuchungen und Vorladungen 


Heute, am 27.6.95, an dem sich die Er- 
mordung von Wolfgang Grams und die 
Verhaftung von Birgit Hogefeld zum 
zweiten Mal jährt, wurden unsere sechs 
Wohnungen mehrere Stunden besetzt 
und durchsucht. 


Grundlage der Durchsuchung, wie bei 
den vorherigen Malen, ist ein Ermitt- 
lungsverfahren gegen Unbekannt mit 
dem Konstrukt „Mitgliedschaft in einer 
terroristischen Vereinigung und Herbei- 
führung einer Sprengstoffexplosion‘““. 

Konkret geht es um die Sprengung von 
Weiterstadt durch die RAF; es ist ein 
und dasselbe Verfahren, das ursprüng- 
lich gegen den VS-Agenten Steinmetz 
lief, aber eingestellt wurde und nun ge- 
gen Unbekannt weitergeführt wird. 

Ursprünglicher Anlaß der ersten 
Durchsuchung im Mai 94 war das aufge- 
fundene Motorrad von Steinmetz, das ei- 
ne Frau aus dem Haus nach Bad Kleinen 
weitergefahren hat. Es wurde zum 
„Fahndungserfolg‘, weil in den dazuge- 
hörigen Motorradkoffern angeblich 
Sprengstoffspuren gefunden wurden. 

Wie schon bei der zweiten Durchsu- 
chung wurden sämtliche Taschen und 
Rucksäcke beschlagnahmt, des weiteren 
suchten sie nach grüner Farbe, Haarbür- 
sten und diversen Schriftstücken. 

Das einzig Neue an dieser Durchsu- 
chung war, daß sie auf weitere Wohnun- 
gen und Personen ausgedehnt wurde, 
nebst einem Kind, das namentlich im 


Durchsuchungsbeschluß erwähnt wird. 

Angeordnet wurde die Durchsuchung, 
wie die vorherigen auch, vom Ermitt- 
lungsrichter Beyer am Bundesgerichts- 
hof. 

Unter seiner Regie laufen die gesam- 
ten Ermittlungen im Komplex Steinmetz, 
er zeichnet verantwortlich für die bun- 
desweite Razzia am 13.6.95 gegen die 
radikal und die Verhaftung von vier 
Leuten in diesem Zusammenhang, er ist 
derjenige, der Ermittlungen, Zeugenvor- 
ladungen und Beugehaft quer durch die 
BRD organisiert und von seinem 
Schreibtisch aus leitet. 

Noch während der Durchsuchung hän- 
digte der anwesende Bundesanwalt 
Griesbaum an vier Bewohnerinnen Vor- 
ladungen zur Vernehmung aus, da sie 
„Zeugen“ in diesem Verfahren sind. 

Besser gesagt, von Beyer und Gries- 
baum dazu gemacht wurden, genauso 
wie wir morgen Beschuldigte sein kön- 
nen. 

Die diesmal Betroffenen sollten sich 
am gleichen Nachmittag im Frankfurter 
Polizeipräsidium einfinden, um vom 
Bundesanwalt vernommen zu werden. 
Die „Zeuginnen“ sind nicht ins Präsi- 
dium gegangen, und wir werden auch 
nicht in Karlsruhe vor dem Bundesrich- 
ter Beyer unsere Haltung ändern, weil 
wir grundsätzlich die Aussage verwei- 
gern! a : 

Dem mittlerweile bekannten Ablauf 
entsprechend werden oder können sie 


hat. Irmgard Möller, die im letzten De- 
zember nach 22 Jahren rauskam,, bekam 
keine Besuchserlaubnis bei Christian, und 
auch Lutz Taufer, der im April freigeläs- 
sen wurde, nicht. Es geht darum, die 
Kommunikation zu unterbinden. 


? Du meinst die politische Diskussion unter den 
Gefangenen und mit den Leuten draußen. . 
Ich meine die einfache Kommunikation, 
die Voraussetzung ist für eine politische 
Diskussion. Die Kommunikation als 
Tuchfühlung mit der Wirklichkeit drau- 
Ben, die es dir erst ermöglicht, eine Situa- 


‚tion einzuschätzen und politisch zu disku- 


tieren. Das gilt für alle politischen Gefan- 
genen, daß es nach all den Jahren einfach 
um Bedingungen geht, die es ihnen er- 
möglichen, ohne die Kontrolle jeder Le- 
bensäußerung einen Begriff von der Situa- 
tion zu bekommen, wie sie hier draußen 
wirklich ist. Das geht kaum bei den über- 
wachten Besuchen und mit der zensierten 
Post. Diese wird in letzter Zeit auch wie- 
der vermehrt angehalten. Ich denke, es 
gehört zusammen, meine Festnahmen und 
die Bedingungen in den Knästen. Es geht 
dem Staat darum, uns zum Schweigen zu 
bringen, drinnen und draußen. 

(Quelle: junge Welt, 3.7.95) 


uns mit Gewalt zum Bundesgerichtshof 
schleppen und dort mit Beugehaft dro- 
hen. 

Und vielleicht auch vollstrecken ! 

Wir sind uns dessen bewußt, sehen un- 
sere Entscheidung als die persönlich 
richtige und politisch notwendige, um 
uns gegen diesen Terror zur Wehr zu 
setzen. 

Als Konsequenz der letzten Durchsu- 
chung im November 94 organisierten wir 
in Frankfurt Treffen, in dem es um den 
ganzen Komplex, politische Verfolgung 
und Repressalien gegen einzelne ging 
und wie wir uns dagegen wehren kön- 
nen. 

So wollen wir es auch diesmal machen 


Wir fordern euch jetzt schon auf, 
wenn es zu „Zeugenvorladungen‘‘ nach 
Karlsruhe zum  Bundesgerichtshof 
kommt, mit uns zusammen dort vor den 
Toren zu demonstrieren, um die, die die 
Vorladungen haben, zu unterstützen. 

Haltet Augen und Ohren offen, denn 
die Vorladungen können in nächster Zeit 
sehr kurzfristig kommen. 

Wir halten euch auf dem laufenden. 
Eure Fritze, Frankfurt, 27.6.95 


Nachirag: Am 7. Juli demonstrierten 70 
Menschen vor dem BGH und der BAW 
in Karlsruhe gegen die Kriminalisierung 
linker Zusammenhänge, gegen Durchsu- 
chungsterror, ZeugInnenvorladung und 
Beugehaft. A 

Am Donnertag, den 20. Juli, finden 
fünf Vorladungen statt. 

Spendenkonto: E. Bauer, „Fritze‘,, 
Bank für Gemeinwirtschaft, Kto-Nr. 
3557853901, BLZ 500 100 11 (Red.). 
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Offener Brief an Justizminister 


Aufhebung aller 
Sonderbedingungen 


Herrn Justizminister 

‚Rupert von Plottnitz 
Hessisches Justizministerium 
Luisenstr. 13 

65185 Wiesbaden 


Sehr geehrter Herr Justizminister, 

Ihnen ist als ehemaliger Verteidiger von 
Gefangenen aus der RAF bekannt, daß 
Sonderhaftbedingungen (Isolation, Be- 
suchsverbote, Briefzensur ...), Einrich- 
tung spezieller Staatsschutzsenate, Be- 
schneidung der Verteidigerrechte einge- 
führt wurden. Wie Sie selbst erfahren 
mußten, wurden Verteidiger diffamiert 
und kriminalisiert. 

Nunmehr, in der Funktion als hessi- 
scher Justizminister, äußerten Sie in 
einem Interview am 5.4.95 in der Frank- 
Jurter Rundschau, in dem es um eine be- 
reits seit langem geforderte Zusammenle- 
gung der politischen Gefangenen ging, 
daß prinzipiell keine Sonderhaftbedin- 
gungen praktiziert werden dürften und 
dies rechtsstaatlich erstrebenswert sei. 
Ein offenes Geheimnis sei es allerdings, 
daß dies im Umgang mit RAF-Gefange- 
nen in der Vergangenheit so nicht immer 
praktiziert worden ist, den Vorwurf der 
Isolationshaft könne man seit den 80er 
Jahren aber nicht mehr stichhaltig erhe- 
ben. 

Dem muß widersprochen werden. 

Heute gibt es zwar z.T. modifizierte 

Formen der Isolation, gleichgeblieben ist 
allerdings bei den noch inhaftierten Ge- 
fangenen der Kernstück der Isolations- 
haft: der Entzug des politischen Kommu- 
nikationszusammenhanges. Dieser Ent- 
zug ist gleichzusetzen mit der Verödung 
des Menschen mit dem Ziel der Vernich- 
tung seiner politischen Identität. Dies ist 
eine Form der Folter und menschenun- 
würdiger Behandlung, die nach UNO- 
Menschenrechtskriterien verboten ist. 
Für diese Menschenrechtsverletzung hat 
der UN-Menschenrechtsausschuß die 
Bundesregierung mehrfach (1978, 1986 
und zuletzt auch 1990) z. T. massiv kriti- 
siert. 
„Erforderlich ist eine grundsätzliche 
Anderung der Haftbedingungen! Nach 
wie vor wird der Haftalltag und jede Form 
der Kommunikation durch eine umfassen- 
de Überwachung bestimmt. Die Gefange- 
nen müssen die Möglichkeit des Austau- 
sches untereinander, ungehinderte per- 
sönliche und gesellschaftlich-politische 
Kontakte unter „normalen“ Gefängnisbe- 
dingungen und — immer dringender — 
eine ausreichende medizinische Versor- 
gung bekommen. 

Sie als hessischer Justizminister hätten 
heute die Möglichkeit, die zerstörerischen 
Haftbedingungen zumindest in Ihrem Zu- 
ständigkeitsbereich abzuschaffen, und 
könnten darüber hinaus Angebote für die 
Zusammenlegung politischer Gefangener 
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in Hessen unterbreiten. Damit einherge- 
hen muß die Aufhebung sämtlicher Son- 
derbedingungen, wie z.B. optische und 
akustische Besuchsüberwachung durch 
Gefängnispersonal und Beamte vom Lan- 
deskriminalamt. 

Mit freundlichen Grüßen 
Gruppe für die Freiheit der politischen Gefangenen 
Freiburg, 26. 6.95 


Spendenaufruf 


Ich bin eine der Gefangenen aus dem Wi- 
derstand der 80er Jahre; ich war von Ok- 
tober ’81 bis Januar ’36 im Knast. 

Uns ging es damals mit praktischen und 
politischen Initiativen um die Entwick- 
lung zur Front aus Guerilla, Widerstand 
und Gefangenen. 

Dagegen zielten unsere Verhaftungen. 
In den Prozessen dann, zuerst 1982 gegen 
Carlos Grosser und Jürgen Schneider, 
1983 gegen mich, kreierten Staatsschutz 
und Justiz die „legale RAF“, um das poli- 
tische Projekt zu kriminalisieren und zu- 
erst uns und später noch viele Genossin- 
nen und Genossen einsperren zu können. 

Die Realität für uns politische Gefange- 
ne war damals: bis auf wenige Ausnah- 
men durchgehende Totalisolation ; Krimi- 
nalisierung der Kommunikation, d.h. 
Verfahren gegen uns und viele draußen; 
Zellenrazzien, Überfälle... — Dauerter- 
TOT. 

Einen dieser Überfälle auf mich, 1982, 


will ich kurz beschreiben, denn deshalb 
heute der Spendenaufruf. 

Im Prozeß gegen Carlos und Jürgen war 
gegen mehrere Genossinnen „Ordnungs- 
haft“ verhängt worden, wei sie gegen ir- 
gendwas protestiert hatten. Sie wurden di- 
rekt aus dem Gerichtssaal in den 7. Stock 
in Stammheim gebracht, wo ich damals 
auch war. Nachdem ich es erfahren hatte, 
versuchte ich abends, durch den Tür- 
schlitz, sie mit Rufen zu erreichen. Sofort 
wurde die Zellentür aufgestoßen, und ein 
Trupp Schließerinnen und Schließer zerr- 
te mich gegen mein Protestieren und Weh- 
ren raus und runter in die Bunkerzelle im 
Keller. Dort ließen sich mich bis zum 
nächsten Nachmittag. 

Scheinbar ließen sich 2 der Schließerin- 
nen danach krankschreiben, mit der Be- 
hauptung, ich hätte sie verletzt. Denn ich 
erhielt irgendwann später die Aufforde- 
rung der „Besoldungskasse Baden-Würt- 
temmberg‘, diese Krankschreibungen zu 
bezahlen. Eben die Sache auf den Kopf 
gestellt. 

Schließlich kam jetzt im Juni 1995 der 
Gerichtsvollzieher mit Vollstreckungsti- 
tel: 1263,25 DM. 

Ich stelle mir vor, daß sich — auch 
wenn’s 13 Jahre später ist — viele an der 
Bezahlung der Kohle beteiligen (die ich 
tatsächlich auch nicht habe, nur zusam- 
menleihen konnte). 

Helga Roos 

Konto: Postbank Frankfurt, Barabaß, 
Konto-Nr. 276156600, BLZ 50010060, 
Stichwort : Spende. 


Zu den Durchsuchungen und 
und Verhaftungen u. a. wegen „radikal“ 


Im folgenden Artikel wollen wir einen 
Überblick über die aktuelle Situation nach 
den Hausdurchsuchungen und Verhaftun- 
gen vom 13.6. geben — soweit uns das 
möglich ist. Wir, das sind einige Leute 
aus der Soli-Gruppe Hamburg. 

Da es in den verschiedenen regionalen 
Info-Blättern und in Form von Flugblät- 
tern einige Artikel zu den Ereignissen ge- 
geben hat, gehen wir davon aus, daß man 
einen groben Informationsstand über das 
Vorgehen der Häscher voraussetzen 
kann 


Zur Erinnerung hier aber trotzdem noch 
mal einige Fakten und Einschätzungen: 

1. Die Hausdurchsuchungen wurden 
mit vier verschiedenen, nicht aufeinander 
bezogenen Verfahrenskomplexen begrün- 
det: 

— einem 129/129a-Verfahren gegen an- 
gebliche MacherInnen der radikal und 
ihre UnterstützerInnen, wobei die Her- 
stellung der radikal nun das Werk einer 
„kriminellen Vereinigung“ sein soll, die 
u.a. kriminell handelt, indem sie „terrori- 
stische Vereinigungen“ durch Abdruck 
ihrer Erklärungen unterstützt; 

— einem 129a-Verfahren gegen angebli- 
che Mitglieder und UnterstützerInnen der 
„Antiimperialistischen Zellen‘ ; 


— einem 129a-Verfahren gegen angebli- 


che Mitglieder der Gruppe „K.O.M.1. 
T.E.E.“, die in Berlin versucht haben 
sollen, einen Abschiebeknast zu spren- 
gen. In diesem Zusammenhang war die 
Polizeiaktion regional auf Berlin/Bran- 
denburg begrenzt; 

— einem 129a-Verfahren wegen angebli- 
cher Mitgliedschaft in der RAF. Die be- 
treffende Frau in Köln wurde als ‚„Naht- 
stellenperson‘‘ bezeichnet. In diesem Zu- 
sammenhang war die Aktion ebenfalls be- 
grenzt (auf Köln). 

2. Vier Männer aus Rendsburg, Lü- 
beck, Berlin und Münster wurden im Zu- 
sammenhang mit dem radikal-Verfahren 
inhaftiert und sitzen seitdem in U-Haft. 

3. In den Durchsuchungen im Zusam- 
menhang mit dem „AIZ“-Vorwurf war in 
den Durchsuchungsbeschlüssen etc. aus- 
schließlich von den tatsächlichen oder 
vermeintlichen Gesinnungen der Betrof- 
fenen und ihren Kontakten zu anderen Be- 
troffenen die Rede. Es wurden keine Be- 
weise im juristischen Sinne präsentiert, 
was bei 129a-Verfahren bekanntlich aber 
auch nicht unbedingt notwendig ist. Die 
Festgenommenen kamen. allesamt nach 
ED-Mißhandlung wieder raus, obwohl 
ihnen unter anderem „versuchter Mord“ 
angelastet wird. 

4. Im radikal-Verfahren präsentierten 


die Bundesanwälte bei den Haftprüfungs- 
terminen ein angeblich konspiratives 
Treffen der vier und weiterer Personen, 
das mit nachrichtendienstlichen Mitteln, 
was wohl Ton- und Videoaufzeichnungen 
heißen soll, von außen bespitzelt worden 
sei. Diese Aufnahmen würden nach An- 
sicht der BAW die Einbindung der Be- 
schuldigten in die konspirative Struktur 
der HerstellerInnen der radikal beweisen. 
Protokolle dieser Aufnahmen wollte man 
aber lieber nicht vorlegen. Auch konnte 
seitens der BAW nicht begründet werden, 
warum es sich um ein konspiratives Tref- 
fen gehandelt haben soll. Ihre Einschät- 
zung, daß Beschuldigte auch an weiteren 
Treffen teilgenommen haben müssen, 
wurde damit begründet, daß die Betref- 
fenden an den Tagen, an denen nach Mei- 
nung der BAW die radikal-Struktur tagte, 
„Nicht zu Hause‘‘ gewesen seien. 

Die Haftbefehle wurden mit dem Hin- 
weis auf Flucht- und Verdunkelungsge- 
fahr aufrechterhalten. Daneben gibt es 
auch hier in den meisten Beschlüssen nur 
das übliche „ist gut mit x befreundet“ 
oder „wohnt mit y zusammen‘, womit 
dann jeweils die Mitgliedschaft in oder 
Unterstützung von einer „kriminellen 
Vereinigung‘ bewiesen werden soll. 

5. Im Verlauf des 13.6. und auch da- 
nach wurde desöfteren erfolglos versucht, 
die Betroffenen für die „‚Kronze ugenrege- 
lung“ zu begeistern, z.T. wurden Falt- 
blätter verteilt. 

Zum Stand des Verfahrens im Zusam- 
menhang mit der radikal und den Haftbe- 
dingungen der vier läßt sich sagen, daß die 
Haftbefehle vorerst in Kraft bleiben. Alle 
vier unterliegen verschärften Haftbedin- 
gungen, die z. T. dem sogenannten „24- 
Punkte-Programm‘“‘ entsprechen, wie 


z.B. strenge Einzelhaft, Sichtschutz an L- 


den Fenstern, Trennscheibe auch für An- 
wälte, Ausschluß von allen Gemein- 
schaftsveranstaltungen und ähnliche Schi- 
kanen. Alle Gefangenen wurden mittler- 
weile in „‚heimatnähere‘“‘ Knäste verlegt 
(Berlin, Bielefeld, Neumünster und Lü- 
beck). Alles sieht im Moment so aus, als 
wollte die BAW die U-Haft wirklich bis in 
den Prozeß hinein aufrechterhalten. 

Offenbar werden in diesem Verfahren 
auch noch mindestens drei weitere Genos- 
sInnen gesucht. Am 10.7. fand in z.B. 
Köln eine Durchsuchung in Abwesenheit 
einer gesuchten Person statt. Dabei wurde 
das Auto, das die Person vor dem 13.6. 
regelmäßig benutzt hatte, beschlagnahmt. 
Der Halter des Autos wurde verhört, ver- 
weigerte aber die Aussage. Er muß nun 
möglicherweise mit einer Vorladung nach 
Karlsruhe rechnen. 

Überhaupt setzt die BAW das Druck- 
mittel Vorladungen und Beugehaft massiv 
ein. Schon am 13.6. waren an manchen 
Orten Anwesende vom Fleck weg zu Zeu- 
gen erklärt worden. Ein Bremer verwei- 
gerte bei der Vernehmung durch einen 
Bundesanwalt in Bremen am 15.6. die 
Aussage, wurde zwei Wochen später zum 
BGH vorgeladen, verweigerte erneut und 
sitzt nun seit dem 4.7. für fünf Monate in 
Beugehaft. 

Der Widerstand gegen diese Repressi- 


onswelle und die Solidarität mit den Be- 
troffenen regen sich bisher nicht in dem 
Maße, wie es wünschenswert wäre. In ei- 
nigen Städten haben sich Soli-Gruppen 
gebildet, die bisher v.a. mit der Unter- 
stützung der Gefangenen und dem Aus- 
tausch von Informationen beschäftigt wa- 
ren. Am 1.7. gab es auch ein bundeswei- 
tes Treffen, das fortgesetzt werden soll. 

In Hamburg und Lübeck gab es am 16. 
und 17.6. Demos, am 2.7. gab es Knast- 
kundgebungen in Rastatt und Bruchsal. 
Andreas Ehresmann wurde bei seiner 
Verlegung nach Lübeck ebenfalls mit 
einer Knastkundgebung empfangen. 

Die Berichterstattung in den Medien im 
Zusammenhang mit dem 13.6. war von 
den Verlautbarungen des Innenministeri- 
ums und der BAW dominiert und versan- 
dete, als von dort nichts mehr nachge- 
schoben wurde. 

Aus dem Spektrum der sogenannten 
kritischen Öffentlichkeit gab es ebenfalls 
kaum Reaktionen. Aufklärungs- und Mo- 
bilisierungsarbeit in dieses Spektrum hin- 
ein und das Anschieben einer unabhängi- 
gen Berichterstattung sind sicherlich 
wichtige Aufgaben für die nächste Zeit. 

Darüber hinaus finden wir es wichtig, 
darauf hinzuweisen, daß die BAW ihre 
Zeugenvorladungsarie weitersingen 
wird. Dies kann auch Leute betreffen, die 
bisher nicht in die Verfahren hineingezo- 
gen worden waren. Am 13.6. hat sich ge- 
zeigt, daß viele von uns über einige der 
Grundregeln im Umgang mit den Staats- 
schutzorganen (wie z.B. keine spontanen 
Aussagen machen, immer erstmal mit 
Anwältinnen und FreundInnen beraten) 
nicht mehr im Bilde sind. Wir empfehlen 
deshalb, sich die diesbezüglichen Bro- 


schüren noch mal durchzulesen, z.B. 
Durch die Wüste, die gerade neu aufgelegt 
wurde. a 
Ja, und die Gefangenen sollten wir auch 
nicht vergessen. Sie bekommen gern 
Post, deshalb hier ihre Namen und die 
Anschrift (die einigen sicher schon bis 
zum Erbrechen vertraut ist): Ralf Mil- 
brandt, Andreas Ehresmann, Rainer Pad- 
denberg und Werner Konnerth, zur Zeit 
c/o Ermittlungsrichter Dr. Beyer, Her- 
renstr. 45a, 76014 Karlsruhe. 
Eine längere Erklärung von „einigen radikal- 
Gruppen“ zu den Durchsuchungen und Verhaf- 
tungen istin den Infoläden zu bekommen. 


Nachtrag: In Köln hat es bisher drei öffent- 
liche Aktionen gegeben: 

Am Wochenende direkt nach den Raz- 
zien wurde im Rahmen eines großen Me- 
dienspektakels in der Innenstadt eine live- 
Übertragung der regionalen Sendung 
„aktuelle Stunde“ gestört. Einige Leute 
sind auf die Bühne mit einem Transparent 
„Zensur findet statt‘. Es kam kurz rüber, 
worum es geht, allerdings wurde dann ab- 
geblendet, und die Leute wurden von der 
Bühne runtergedrückt. Unter dem Publi- 
kum wurden Flugblätter verteilt, und ein 
Transparent wurden gehalten mit der Auf- 
schrift „Gegen die Kriminalisierung von 
linkem Denken, Handeln und Schreiben! 
Freilassung der Verhafteten !“ 

An zwei langen Donnerstagen gab es 
öffentliche Plakatieraktionen. Sieben 
Leute, die als Vampire verkleidet waren 
und auf Bauch und Rücken die Worte „ra- 
dikal“ und „razzien‘“ trugen, gingen 
durch die Stadt, während andere Leute 
Flugblätter verteilten und Plakate ver- 
klebt wurden. — (Red.) 


Zu den Staatsschutzprozessen vor dem Landgericht Saarbrücken 


Solidarität heißt Widerstand 


Der für den 2. Juni, 9 Uhr angesetzte Pro- 
zeß gegen die Genossin Ursula M. wegen 
‚„‚Verunglimpfung der BRD und ihrer ver- 
fassungsmäßigen Organe“ war schneller 
beendet als von uns geplant. 

Als formal verantwortliche Redakteu- 
rin sollte Ursula für eine am 16. 10.93 
ausgestrahlte Sendung von Radio Harte 
Zeiten ... verurteilt werden, um das auf 
Grund des Inhalts erfolgte Sendeverbot zu 
verrechtlichen. Radio Harte Zeiten ... 
war dem Staatsschutz auf Grund der Par- 
teinahme für die ‚„‚Ausgebeuteten und Un- 
terdrückten, die Rebellischen und die um 
Befreiung Kämpfenden“ (aus der Prozeß- 
erklärung) von Anfang an ein Dorn im 
Auge gewesen. 

Wir wollten dieses Vorhaben der 
Staatsschutzjustiz nicht sang- und klang- 
los über die Bühne gehen lassen und hat- 
ten aus diesem Grund zusammen mit der 
Autonomen Antifa Saarbrücken für eine 
Kundgebung vorm Landgericht mobili- 
siert. 

Ein Genosse von der AA hatte am sel- 
ben Tag ein Berufungsverfahren wegen 


„Teilnahme an einer verbotenen Demon-. 


stration“. Im Sommer 1994 hatten antifa- 
schistische und antirassistische Gruppen 
anläßlich rassistischer Pogrome zu einer 
Demonstration nach Mannheim aufgeru- 
fen, der Genosse wurde dort vorüberge- 
hend festgenommen und in einem ersten 
Verfahren zur „Ableistung von 10 Ar- 
beitsstunden“ verurteilt. 

Daß unsere geplante Kundgebung vor 
Prozeßbeginn nicht stattgefunden hat, lag 
daran, daß die meisten FreundInnen und 
Genossinnen erst wenige Minuten vor 
Prozeßbeginn eintrafen und unser Zeit- 
plan zu kurz bemessen war. 

Immerhin waren über 40 Menschen 
zum Prozeß gekommen, um ihre Solidari- 
tät zum Ausdruck zu bringen. Sie waren 
zunächst damit konfrontiert, daß 2 Wan- 
nen von Bereitschaftsb. mit entsprechen- 
der Besatzung vorm Landgericht standen. 
Am Eingang zum Gerichtsgebäude wur- 
den die Ausweise kontrolliert, und jede/r 
mußte sich durchsuchen lassen, um rein- 
zukommen. Dort stellte sich heraus, daß 
der Prozeß von einem Saal im ersten Stock 
ins Erdgeschoß verlegt worden war. Aus 
„polizeitaktischem Grund“, wie sich spä- 
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ter zeigen sollte. Um in den Gerichtssaal 
zu gelangen, mußte noch mal jede/r eine 
zweite Durchsuchung über sich ergehen 
lassen. 


Das Gericht demonstrierte von Anfang an den 
Willen, kein Wort zum politischen Hintergrund 
des Verfahrens zuzulassen ... 

Unsere Absicht war es, am Verfahren teil- 
zunehmen, um über eine von Ursula ver- 
lesene Erklärung den Prozeß in seinen po- 
litischen Zusammenhang als Staatsschutz- 
angriff auf die Linke insgesamt zu stellen. 
Anschließend wollten wir gemeinsam mit 
Ursula den Gerichtssaal verlassen. 

Nach den juristischen Formalien be- 
gann Ursula auf die Frage, ob sie sich zur 
Sache äußern wolle, mit dem Verlesen 
einer Erklärung. Bereits beim zweiten 
Satz unterbrach sie der Richter, Ursula 
fuhr mit dem Lesen fort und ließ sich auch 
nicht durch die folgenden Störversuche 
des Gerichts irritieren. Daraufhin verkün- 
dete das Gericht seinen Rückzug, aller- 
dings nur für einige Minuten. Bei der 
Rückkehr war Ursula noch am Reden, so 
daß eigentlich kaum eine/r dem erneuten 
Erscheinen des Gerichts größere Bedeu- 
tung beigemessen hat. Damit war auch die 
im Rahmen sogenannter Rechtsstaatlich- 

‚keit zur Schau gestellte Souveränität des 
Gerichts endgültig gebrochen. Dem rich- 
terlichen Beschluß, die Öffentlichkeit als 
auch Ursula vom weiteren Verfahren aus- 
'zuschließen, folgte der Einsatz der Polizei 
auf dem Fuß — diese hatte mit etwa gleich 
großer Zahl wie die FreundInnen und Ge- 
nossInnen in einem Nebenraum des Ge- 
richtssaals auf den Einsatzbefehl gewar- 
tet. Unser Auszug aus dem Gericht mußte 
angesichts des Knüppeleinsatzes (mit 
Tonfas = spezielle Knüppel) dieses Spe- 
zialtrupps außerplanmäßig vor Ende der 
Verlesung der Prozeßerklärung vonstat- 
ten gehen. Unter lautstarkem Rufen der 
Parole „Schreibtischtäter, Staatsschutz- 
strategen — wir werden euch das Hand- 
werk legen“ kamen wir schließlich — 
größtenteils in Ketten — aus dem Hinter- 
ausgang des Gerichtsgebäudes heraus. 
Noch bevor wir uns dort richtig formieren 
konnten, wurden wir auf dem Gerichtshof 
eingekesselt. Das Gericht hatte den Befehl 
zur Festnahme von Ursula gegeben, was 
wir in der Hektik nicht richtig wahrge- 
nommen hatten. Der kurze Versuch zum 
gemeinsamen Rückzug mit Ursula in un- 
serer Mitte wurde durch jetzt massiven 
Einsatz der Spezialtruppe zerschlagen 
und Ursula von mehreren B. erneut in den 
Gerichtssaal gezerrt, wo gegen sie eine 
dreitägige Ordnungsstrafe verhängt wur- 
de. Sie wurde direkt vom Gericht aus in 
die JVA Ottweiler gebracht. 


Unsere Antwort auf die Staatsschutzangriffe 
gegen die Linke braucht eine grundsätzliche 
gemeinsame Bestimmung, die die Staats- 
schutzjustiz als Klassenjustiz in den Mittelpunkt 
der Auseinandersetzung setzt... 

Der zweite politische Prozeß an diesem 
Tag vorm Landgericht gegen Chris wegen 
„Verstoßes gegen ‚das Versammlungsge- 
setz“ wurde ohne Öffentlichkeit durchge- 
zogen. Der Gerichtspräsident hatte in al- 
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ler Eile ein allgemeines Hausverbot ver- 
hängt, das unter Gewalt von der Spezial- 
truppe der Polizei exekutiert wurde. Je- 
de/r, die/der nach Augenscheinnahme 
durch die Polizei potentiell beim vorher- 
gegangenen Angriff auf die „Gerichts- 
souveränität“ beteiligt gewesen sein 
könnte, durfte die Polizeikette vorm 
Haupteingang des Landgerichts nicht 
mehr passieren. 

So mußte Chris zusammen mit seinem 
Anwalt den Prozeß alleine über sich erge- 
hen lassen. Wir waren nicht mehr in der 
Lage, vorher zu klären, ob der Genosse 
angesichts dieser Umstände und der Ver- 
haftung von Ursula am Verfahren am be- 
sten nicht mehr teilnehmen sollte. Das 
wäre unserer Meinung nach die einzig 
richtige politische Antwort gewesen. Ins- 
gesamt hatte sich im Anschluß an die Aus- 
einandersetzung im ersten Prozeß eine 
gewissen Ratlosigkeit über das weitere 
Vorgehen breitgemacht. Die kurzfristig 
gezeigte Entschlossenheit, der Festnahme 
von Ursula entgegenzutreten, konnte 
nicht in weiteres gemeinsames politisches 
Handeln umgesetzt werden. Während ein 
Teil der Anwesenden noch versuchte, 
durch Parolenrufen vor den Fenstern des 
Gerichtssaals, in dem die Verhandlung 
gegen Chris begonnen hatte, einzugrei- 
fen, waren andere damit beschäftigt, mit 
den B. vorm Eingang „zu diskutieren“. 
Die Einheit anhand der Konfrontation 
bröckelte zusehends. 

Im nachhinein denken wir, daß die Aus- 
einandersetzung um den politischen Kern 
der beiden Prozesse nicht mit der notwen- 
digen Gründlichkeit gelaufen ist. Unsere 
Bestimmung, die scheinbare Gerichtssou- 
veränität anzugreifen und zu unterlaufen, 
war nicht als gemeinsame entwickelt und 
wurde so alleine von der Form her aufge- 
griffen. Politisches Handeln über die un- 
mittelbare Konfrontation hinaus konnten 
wir gemeinsam nicht mehr entwickeln. 

Trotzdem war die Mobilisierung ein 
Schritt in die richtige Richtung und hat die 
Möglichkeit geschaffen, politisch unter 
verbesserten Ausgangsbedingungen dar- 
an weiterzuarbeiten, daß die Linke eine 
Kraft wird, die in der Lage ist, die Staats- 
schutzangriffe zurückzuschlagen. 


Anhang: Wir kennen noch nicht das end- 
gültige Urteil im Prozeß gegen Ursula, 
gehen aber davon aus, daß die Geldstrafe 
über DM 900,— aus dem Verfahren in er- 
ster Instanz bestätigt wurde. Im Verfahren 
gegen Chris wurde das Urteil aus dem er- 
sten Verfahren bestätigt. Einen Tag nach 
dem Prozeß haben sich ein paar FreundIn- 
nen zur JVA nach Ottweiler aufgemacht 
und durch Rufen und Böller Ursula ihre 
Solidarität ausgedrückt. 

Gruppe basis, Saarbrücken 


88 129/129 a-Anklage 
gegen Autonome Antifa (M) 
von OLG Celle abgewiesen 


Das Oberlandesgericht (OLG) Celle hat 
die Anklage der Generalstaatsanwalt- 
schaft (GSA) Celle gegen 17 Personen 
wegen „Mitgliedschaft in einer kriminel- 
len Vereinigung‘ (8129) namens Autono- 
me Antifa (M) nicht zur Hauptverhand- 
lung zugelassen. Ein entsprechender Ent- 
scheid wurde heute den AnwältInnen zu- 
gesandt. Desweiteren wurde die Anklage 
wegen „Werbung für eine terroristische 
Vereinigung‘ ($129a Abs. 3) wegen des 
„Weiterstadtplakates‘“ fallengelassen. 
Laut OLG signalisiere das Plakat viel- 
mehr, „die ‚Klassenjustiz‘ müsse durch 
ein breites antifaschistisches Aktions- 
bündnis bekämpft und besiegt werden“. 
Dies sei nicht als Werbung für die RAF zu 
verstehen. 

Die beiden Paragraphen 129 und 129a 
haben eine vierjährige gigantische Obser- 
vationstätigkeit durch das Landeskrimi- 
nalamt (LKA) Niedersachsen ermöglicht. 
13929 Telefonate wurden abgehört, Anti- 
faschistInnen rund um die Uhr observiert 
und vor einem Jahr 30 Wohnungen und 
Einrichtungen durchsucht. Bis Anfang 
1994 war die Autonome Antifa (M) noch 
als eigenständige ‚‚terroristische Vereini- 
gung“ und anschließend als „kriminelle 
Vereinigung‘ verfolgt worden. 

Es hat sich gezeigt, daß eine Kriminali- 
sierung und Isolierung der Autonomen 
Antifa (M) politisch nicht durchsetzbar 
ist. Dieser politische Sieg über den Staats- 
schutz ist nicht vom Himmel gefallen, 
sondern Ergebnis der jahrelang betriebe- 
nen antifaschistischen Bündnispolitik. In 
der breiten Solidarität hat sich diese Bünd- 
nispolitik bestätigt. 

115 Aktenordner und vier Jahre Ermitt- 
lungsarbeit eines Mobilen Einsatzkom- 
mandos, der GSA Celle, einer Sonder- 
kommission des LKA unter Einbeziehung 
der Bundesanwaltschaft sollen nun 
Grundlage sein, um wegen Verstöße ge- 
gen das Versammlungsgesetz autonome 
AntifaschistInnen vor das Amtsgericht (!) 
Göttingen zu zerren. 

Abschaffung der Paragraphen 129 und 129a 
Einstellung der Verfahren vor dem Amtsgericht 
Presseerklärung der Autonomen Antifa (M) 
Göttingen, 27.6.95 


Celler Wadenbeißer lassen 
nicht locker: GSA 
legt Widerspruch ein 


Die Generalstaatsanwaltschaft (GSA) 
Celle hat sofortige Beschwerde gegen die 
Entscheidung des 3. Strafsenates des 
Oberlandesgerichtes (OLG) Celle, gegen 
die Autonome Antifa (M) nicht als „kri- 
minelle Vereinigung“ zu verhandeln, 
beim Bundesgerichtshof (BGH) einge- 
legt. Versuchte die GSÄ ihre Niederlage 
im Göttinger Tageblatt vom 28. Juni ’95 
noch damit zu kaschieren, Gericht und 
Staatsanwaltschaft lägen „nur Nuancen 
auseinander‘, kommt ihre Beschwerde 


einem Amoklauf gleich. Keine einzige 
Entscheidung des OLG vermag die GSA 
„zu überzeugen“. Der BGH wird zur Eile 
ermahnt, schließlich verjähre die Straftat 
in Sachen „Weiterstadt-Plakat“ am 15. 
August ’95. Es wurde beantragt, die volle 
Anklageschrift der GSA vor einem ande- 
ren Strafsenat des OLG Celle zur Haupt- 
verhandlung zuzulassen. 

In den Augen der GSA ist die Autonome 
Antifa (M) nach wie vor eine „kriminelle 
Vereinigung‘. Da das Fernziel der Auto- 
nomen Antifa (M) die ‚Errichtung einer 
gerechteren Gesellschaftsordnung‘“ sei, 
könne nicht ausgeschlössen werden, daß 
sie Sogar zu einer „terroristischen Ver- 
einigung‘' konvertiere. „Vom Ansatz be- 
'denklich“ sei, daß das OLG ‚‚das Ver- 
sammlungsrecht zu bloßen ‚Ordnungs- 
vorschriften reduziert‘. Das verstelle den 
Blick darauf, daß von der Autonomen An- 
tifa (M) „erhebliche Gefahr für die öffent- 
liche Sicherheit und Ordnung ausgeht“. 

Im übrigen sei der „‚Antifaschismus‘ 
kein ernstgemeintes Anliegen“ der Auto- 
nomen Antifa (M). Es ginge ihr lediglich 
um „Bündnispolitik“ und „Organisie- 
rung“. Daß Politik nur organisiert und in 
der Zusammenarbeit mit anderen Organi- 
sationen etwas bewirken kann, scheint 
außerhalb des Mikrokosmos der GSA zu 
liegen. 

Vollends der Lächerlichkeit preis gibt 
sich die GSA mit der Begründung, warum 
das „Weiterstadiplakat‘‘, mit dem eine 
Veranstaltung mit ehemaligen RAF-Ge- 
fangenen im Mai 1993 angekündigt wur- 
de, doch „Werbung für die RAF“ sein 
soll. Das Motto des Plakates laute schließ- 
lich „Zusammen gehört uns die Zukunft“ 
und nicht „Uns gehört die Zukunft“ Letz- 
teres „müßte sie (die Autonome Antifa 
(M) logischerweise schreiben, würde sie 
ausschließlich für sich werben‘ Bleiben 
zwei Details anzumerken: Erstens ist das 
Plakat von KuK (Kunst und Kampf) er- 
stellt worden, zweitens führt die Autono- 
me Antifa (M) seit 1991 Demonstrationen 
unter der Parole „Zusammen gehört uns 
‚die Zukunft‘‘ durch. 

Mit weiterem Unverständnis reagiert 
die GSA auf die Entscheidung des OLG, 
„Nötigung der Polizei“ nicht vor dem 
Amtsgericht verhandeln zu lassen. Die 
Veröffentlichung von Demo-Konzeptpa- 
pieren der Gruppe mit der Forderung nach 
Duldung des Schwarzen Blocks sei ‚‚voll- 
endete Erpressung‘. Wenn das OLG dies 
als „nachhaltigen Appell an die Polizei“ 
bezeichne, so sei das „eine nicht nach- 
vollziehbare Verharmlosung‘“ 

Last not least schäumt die GSA vor Wut 
darüber, daß ihre in vier Jahren zusam- 
mengetragenen 115 (!) Aktenordner mit 
13929 abgehörten Telefonaten und un- 
zähligen Observationsprotokollen auf al- 
lerunterster juristischer Ebene, dem Straf- 
richter des Göttinger Amtsgerichtes, ver- 
handelt werden sollen. Da Bestandteil der 
Politik der Autonomen Antifa (M) auch 
der ‚Kampf gegen die Klassenjustiz‘ sei, 
solle doch wenigstens vor dem Landge- 
richt verhandelt werden. 

Die Aufregung der kriminalisierenden 
Vereinigung GSA ist angesichts ihrer 


Niederlage nachzuvollziehen. Schließlich 
ist hiermit vor einer aufmerksamen Öf- 
fentlichkeit die Ermittlungspraxis mit den 
beiden Paragraphen 129 und 129a in Fra- 
ge gestellt. Allein die Existenz dieser Son- 
derrechtsparagraphen ermöglichte den 
gigantischen Ermittlungsaufwand. 

Die Autonome Antifa (M) fordert: er- 
satzlose Streichung der $$129/129a, er- 
satzlose Auflösung der immer noch ermit- 
telnden SoKo 606 des LKA Niedersach- 
sen und Einstellung des gesamten Verfah- 
rens gegen alle 17 Angeklagten. 
Presseerklärung der Autonomen Antifa (M) 
Göttingen, 4.7.95 


6 Monate Haft wegen Biß 
in USK-Finger 


Am 20. Juni fand vor dem Nürnberger 
Landgericht der Berufungsprozeß gegen 
Stefan K. statt, dem vorgeworfen wurde, 
in der Nacht im November ’93, als das 
Kurdistan Kunst- und Kulturzentrum 
Nürnberg in der Eberhardtshofstraße be- 
setzt war, den USKler Kloß durch den Le- 
derhandschuh in den Finger gebissen zu 
haben. 

Alle ProzeßbeobachterInnen wurden 
am Eingang durchsucht. Zu Prozeßbeginn 
verlas Stefan eine Erklärung, in der er be- 
gründete, warum sich Leute in der eisigen 
Novembernacht vor dem kurdischen Ver- 
ein versammelten, die Angriffe gegen 
KurdInnen in der BRD durch Verbote und 
Repressionsmaßnahmen und in Kurdistan 
durch den Krieg, der auch vom deutschen 
Staat tatkräftig unterstützt wird, aufge- 
zählt wurden und er die Solidarität mit den 
kämpfenden KurdInnen erklärte. Da eine 
militärische Räumung des Gebäudes, das 
durch die KurdInnen besetzt war, zu be- 
fürchten war, wollten sie wenigstens Öf- 
fentlichkeit schaffen und durch ihre An- 
wesenheit einen gewissen Schutz bieten. 
In der Kälte wurde ein Feuerchen aus 
Obstkisten etc. entzündet, das zu löschen 
und die Leute abzudrängen, also die Öf- 
fentlichkeit auszusperren, das USK den 
Auftrag hatte. Der USKler Kloß griff Ste- 
fan nach dessen Erklärung von hinten mit 
dem behandschuhten Finger ins Auge, 
woraufhin Stefan als Reflexreaktion in 
den Finger biß, den Kloß ihm in den Mund 
steckte, während er vermutlich nach dem 
anderen Auge suchte. Kloß behauptete, 
Stefan nicht ins Auge gegriffen zu haben, 
er habe ihn nur mit der flachen Hand auf 
der Stirn umdrehen wollen, um ihm zu sa- 
gen, daß er nichts ins Feuer werfen soll. 
Außerdem warf er ihm vor, Leute Rich- 
tung Feuer geschubst zu haben, während 
Stefan zu Beginn in seiner Prozeßerklä- 
rung sagte, daß er keinen Grund hatte, sei- 
ne eigenen GenossInnen zu gefährden und 
zum Feuer zu drängen. Wenngleich sich 
der damalige Einsatzleiter Sachs und der 
USKler Kloß bei ihren Zeugenaussagen in 
massive Widersprüche untereinander und 
im Vergleich zur vorigen Instanz ver- 
wickelten und tiefe Gedächtnislücken auf- 
wiesen, vor allem was die Filmerei, und 
wann sie mit wem die Filme und Fotos an- 


geschaut und sich (ab?)gesprochen hat- ' 


ten, anbelangte, wurde ihnen vom Gericht 
Glaubwürdigkeit bescheinigt, sie hätten ja 
keinen Grund zu lügen. Ausschlaggebend 
für das Urteil von 6 Monaten Gefängnis 
für einen natürlichen Reflex waren, wie 
Richter Bonna auch selbst in seiner Ur- 
teilsbegründung zugegeben hat, im Grun- 
de politische Gründe, nämlich die „un- 
günstige Sozialprognose‘‘, da ja aus Ste- 
fans Prozeßerklärung deutlich geworden 
sei, daß er sich nicht geändert habe. Da 
Stefan noch eine Bewährungsstrafe von 4 
Monaten offen hatte, drohen ihm jetzt 10 
Monate Gefängnis. 
(Quelle: Biji — Informationen aus Kurdistan und 
der BRDNr. 44) 


Schnellere Abschiebung 
bei Hungerstreik angedroht 


Nach zehn Tagen hat Rifath Colak in der 
JVA Augsburg einen am 5.6. begonnenen 
Hungerstreik ausgesetzt. 

Rifath Colak ist im Zusammenhang mit 
der Zerschlagung der Newrozfeier am 
19.3.94 in Augsburg festgenommen und 
unter Anklage gestellt worden. Er befin- 
det sich seit dem 18.10.94 in Haft und 
wurde am 30.1.95 wegen Nötigung, 
schwerem Landfriedensbruch und ver- 
suchter gefährlicher Körperverletzung zu 
zwei Jahren Haft verurteilt. Das Urteil ist 
nicht rechtskräftig, da Rechtsmittel einge- 
legt wurden. 

Sein Asylverfahren wurde mit einem 
negativen Bescheid abgeschlossen und er 
ausgewiesen. Wie in anderen Fällen auch 
schon geschehen, ist zu befürchten, daß er 
trotz laufendem Strafverfahren abgescho- 
ben werden soll. Da er bereits vor seiner 
Flucht in der Türkei politisch aktiv und 
deshalb auch inhaftiert war und er wäh- 
rend seiner Haft hier als „PKK-Aktivist‘“ 
mit Namen und Foto in Zeitungen in der 
Türkei benannt wurde, ist davon auszuge- 
hen, daß bei einer Abschiebung in die 
Türkei mit massiver Repression zu rech- 
nen ist. 

Rifath Colak forderte mit seinem Hun- 
gerstreik u.a. eine Neuaufnahme seines 
Asylverfahrens und einen Abschiebe- 
stopp, ein gerechtes Urteil sowie eine 
schriftliche Garantie des Richters, daß im 
Falle einer Abschiebung sein Leben nicht 
in Gefahr ist. z 

Das zuständige Landratsamt Roth setzte . 
Rifath Colak massiv unter Druck. Falls er 
seinen Hungerstreik weiter. fortsetze, 
werde er um so schneller abgeschoben, 
nämlich bevor seine Gesundheit derart ge- 
fährdet sei, daß er nicht mehr reisefähig 
sei. Im Falle der Beendigung seines Hun- 
gerstreiks würde er nicht vor Verbüßung 
der Halbstrafe, d.h. nicht vor Oktober, 
abgeschoben werden bzw. nicht vor sei- 
ner Berufungsverhandlung, deren Termin 
jedoch noch nicht feststeht. Allerdings ist 
diese Aussage des Landratsamis einiger- 
maßen zweifelhaft, weil sie nicht rechts- 
verbindlich ist. 

Sollte eine neuerliche Veränderung ein- 
treten, ist Rifath Colak laut eigener Aus- 
sage jederzeit bereit, den Hungerstreik 
wieder aufzunehmen. P 


Angehörigen Info 170 x 21.7.1995 13 


In der Zwischenzeit bemüht sich sein 
Rechtsanwalt um eine Wiederaufnahme 
des Asylverfahrens. 

(Quelle: Presseerklärungen des Ermittlungsaus- 
schusses Augsburg, 16.6 und 8.7.95 


Donna, Poilin, Donncha 
und Padraig sind frei !!! 


Am 28. und 30. Juni wurden die Urteile 
gegen Donna Maguire, Poilin und Donn- 
cha O’Cathain und Padraig Murray in 
Celle verkündet. Allen vier wird der An- 
schlag in Osnabrück angelastet, und sie 
wurden verurteilt wegen fünffachem 
Mordversuchs, Spionagetätigkeiten und 
Sachbeschädigung. Donna und Poilin zu 
neun Jahren, Donncha und Padraig zu 
zehn Jahren und drei Monaten Knast. Da 
die Reststrafe zur Bewährung ausgesetzt 
wurde, sind die drei Gefangenen sofort 
aus dem Knast entlassen worden und alle 
vier inzwischen in Irland angekommen. 
Es wurde ihnen eine Ausreisefrist von 
drei Tagen gesetzt. In der Urteilsbegrün- 
dung wurde mildernd geitend gemacht, 
daß für den fünffachen Mordversuch kei- 
ne „niederen Beweggründe‘ festgestellt 
werden können. Im Gegenteil — der Vor- 
sitzende Richter Volkckart erging sich in 
einer Kurzhistorie der Lebenssituation 
von KatholikInnen in den letzten 25 Jah- 
ren in Nordirland. Er erwähnte Bürger- 
rechtsbewegung und IRA in einem Atem- 
zug und anerkannte die Motivation der 
Angeklagten (die nur aufgrund äußerst 
magerer Indizien zu eindeutigen TäterIn- 
nen erklärt wurden) als eine politische. 
Das sollte nicht mißverstanden werden als 
eine Anerkennung des Kampfes um die 
Befreiung und gegen die Unterdrückung. 
Das ist alles nur Kalkül. Schießlich wurde 
direkt klargestellt, daß das Ausgeführte 
für keine andere bekannte Organisation 
auch nur ansatzweise gelte. (Nur zur Erin- 
nerung: in demselben Gerichtssaal sind 
vor nicht allzu langer Zeit KurdInnen z. T. 
zu lebenslangen Haftstrafen verurteilt 
worden!!!) 

Desweiteren wies Volckart nochmals 
den während des Prozesses immer wieder 
gemachten Vorwurf, es würde ein politi- 
scher Prozeß geführt, weit von sich. Was 
ihn aber nicht daran hinderte, gegen Ende 
der Urteilsbegründung die Aussetzung 
der Reststrafe zur Bewährung mit der 
momentanen politischen Situation in 
Nordirland zu begründen. 

Das Urteil ist in Höhe und Begründung 
eine Sauerei! 

Trotzdem gibt es auch etwas schönes an 
der Sache: 

Donna, Poilin, Donncha und Padraig 
sind frei!!! 

Irland Solidarität Hannover, 30. 6.95 

Padraig Murray kam am 30. Juni abends 
auf dem Dubliner Flughafen an, wo er von 
seiner Familie und Freundinnen stür- 
misch begrüßt wurde, während Donncha 
und Poilin O’Cathain noch das Wochen- 
ende bei Freundinnen in der BRD ver- 
brachten, ehe sie am Montag abend zu- 
rückflogen. Auch sie wurden am Flugha- 
‚Jen von FreundInnen begrüßt. 
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Benjamin Ramos Vega bleibt 
weiter in Abschiebehaft 


Seit Ende Januar sitzt der Internationalist 
Benjamin Ramos Vega im Moabiter Knast 
in Auslieferungshaft. Benjamin Ramos 
Vega gehört der katalanischen Linken an 
und ist seit seiner Verhaftung Mitglied des 
Kollektivs baskischer politischer Gefan- 
gener. Benjamin wird der Vorwurf ge- 
macht, logistische Unterstützung für das 
Comando Barcelona der ETA geleistet zu 
haben. Konkret wird ihm von der spani- 
schen Justizbehörde Juzgado Central Un- 
terstützung einer bewaffneten Bande, La- 
gerung von Waffen und Besitz von 
Sprengstoffen vorgeworfen. 

Die Aussagen, die zur Verfolgung von 
Benjamin führten, sind in Spanien unter 
Folter erpreßt worden. Benjamin hat bei 
einem Verfahren in Spanien kaum Chan- 
cen gegen die Staatsschutzjustiz, und ihm 
droht bei einer Auslieferung ebenfalls 
Folter. (siehe Rote Hilfe-Zeitung 2/95) 

Gegen Benjamin Ramos Vega laufen 
drei Verfahren: das Auslieferungsbegeh- 
ren Spaniens sowie ein Verfahren wegen 
Urkundenfälschung ; zudem hat Benjamin 
politisches Asyl in der Bundesrepublik 
beantragt. 

Das Auslieferungsverfahren von Ben- 
jamin hat relativ große Bedeutung, weil es 
sich um die erste Auslieferung eines Spa- 
niers wegen angeblicher ETA-Unterstüt- 
zung von der BRD nach Spanien handelt. 
Damit kann ein Präzedenzfall geschaffen 
werden. Die Auslieferung findet inner- 
halb der EU statt, in der Spanien seit dem 
1.7.1995 sogar den Vorsitz hat. Spanien 
ist aber offensichtlich ein Folterstaat. Nur 
das darf es in der EU natürlich nicht ge- 
ben, und so ist fraglich, ob die Folter in 
Spanien von deutschen Behörden aner- 
kannt bzw. geleugnet wird. 

Die Verteidigung hat umfangreiche Un- 
terlagen über die Haltlosigkeit des ge- 
machten Vorwurfs und die politische Si- 
tuation, insbesondere wegen der Folter in 
spanischen Gefängnissen, dem 4. Strafse- 
nat des Kammergerichts Berlin einge- 
reicht. Dazu zählen Berichte der UN- 
Menschenrechtskommission und von am- 
nesty international über Folter in Spa- 
nien. 

Hinsichtlich des Auslieferungsverfahrens 
ist vom Auswärtigen Amt eine Stellung- 
nahme zu der politischen Situation in Spa- 
nien, insbesondere in bezug auf den men- 
schenrechtswidrigen Umgang mit Perso- 
nen, denen Angehörigkeit oder Unterstüt- 
zung der ETA vorgeworfen wird, ange- 
fordert worden. Noch hat die Kinkel-Be- 
hörde nicht geantwortet. 

Vom Gericht werden zur Zeit Unterla- 
gen über einen ähnlich gelagerten Fall in 
Belgien angefordert, in dem die Ausliefe- 
rung von zwei Basken, deren Ausliefe- 
rung Spanien fordert, durch das zuständi- 
ge Appellationsgericht verweigert wurde. 
Inzwischen ist bekannt geworden, daß 
auch in Portugal ein ETAra nicht an Spa- 
nien ausgeliefert wurde, weil die Vorwür- 
fe sich gegen ihn nur auf politische Ver- 


folgung begründen. Wie lange sich das 
Auslieferungsverfahren von Bejamin 
Ramos Vega noch hinziehen wird, ist zur 
Zeit nicht absehbar und hängt zunächst 
davon ab, wann das Außenministerium 
Stellungnahme beziehen wird. 

Das Asylverfahren ist ebenfalls in der 
Schwebe. Zur Zeit prüft das Bundesamt 
für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge die Unterlagen über die politi- 
sche Verfolgung und Folter gegen politi- 
sche Gefangene in Spanien. Eine Ent- 
scheidung über den Asylantrag ist noch 
nicht eingegangen. 

Das Verfahren wegen Urkundenfälschung 
bezieht sich auf einen gefälschten Aus- 
weis, mit dem Benjamin Ramos Vega hier 
eine BVG-Monatskarte für Schüler er- 
langt haben soll. Die Staatsanwaltschaft 
hat bereits vorgeschlagen, das Verfahren 
gegen eine Geldbuße einzustellen. Das 
Verfahren fand Mitte Juli statt. Benjamin 
wurde zu 50 Tagessätzen à 2,— DM ver- 
urteilt. 

Bei dem Haftprüfungstermin hat das Kam- 
mergericht am 6. Juni beschlossen, daß 
Benjamin Ramos Vega weiterhin in Haft 
bleiben wird. Benjamin ist allerdings nach 
einem halben Jahr Auslieferungshaft in 
eine Zelle verlegt worden, in der er auch 
Strom hat. 

Entgegen dem ersten Beschluß vom 
März wurde die weitere Haft von Benja- 
min Ramos Vega allerdings relativierend 
begründet. Die persönliche und gesund- 
heitliche Situation mache es zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt noch nicht erforder- 
lich, den Auslieferungshaftbefehl aufzu- 
heben oder ihn außer Kraft zu setzen. 

Es könne ‚zwar davon ausgegangen 
werden, daß Bejamin und seine Verlobte 
Deutschland nicht verlassen“ werden, er 
könne „allerdings versuchen, sich inner- 
halb Deutschlands mit Hilfe der offenbar 
auch hier vorhandenen Sympathisanten 
der ihm drohenden Auslieferung zu enizie- 
hen‘. Die auch „hier vorhandenen Sym- 
pathisanten‘‘, mit denen unter anderem 
die weitere Haft begründet wurde, dürfte 
sich auf die Kampagne des Solikomitees 
und der Roten Hilfe beziehen. Inzwischen 
sind weit mehr als tausend Unterschriften 
beim Kammergericht eingegangen, und es 
gab verschiedene Veranstaltungen zu 
Benjamin und der Situation in Spanien. 
Zur Zeit ist ein Filmprojekt in Arbeit, das 
den Fall von Benjamin recherchiert. Dem 
Filmteam wurden Aufnahmen im Knast 
und ein Interview mit Benjamin mit der 
Begründung verwehrt, es bestünde 
Fluchtgefahr. 

Einige Relativierungen der Haftprü- 
fung machen zwar gewisse Hoffnung, daß 
das Gericht die Situation in Spanien ge- 
nauer prüft und keine schnelle Abschie- 
bung durchsetzen will. Dies darf aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß die 
Auslieferung ohnehin eine politische Ent- 
scheidung sein wird. Insofern muß der po- 
litische Druck in diesem Verfahren erhöht 


werden, um die Abschiebung von Benja- 
min erfolgreich zu verhindern. 

Rote Hilfe Berlin, aus der Rote Hilfe Zeitung 
3/95) 


Wer weiteres Interesse an Unterstüt- 
zungsarbeit für Benjamin Ramos Vega 
hat, kann sich wenden an: Solidaritäts- 
komitee Benjamin Ramos Vega, Wilhelm 
Straße 9, 10963 Berlin, Tel./Fax: 
(030)251 8539 

Dringend benötigte Spenden für die po- 
litische Arbeit und Übersetzungskosten 
an: M. Wegner, Stichwort: Benjamin, 
Konto 771781-104, Postbank Berlin, 
BLZ 1000010 

Schreibt Benjamin (auch auf deutsch): 
Benjamin Ramos Vega, JVA — Alt Moa- 
bit 12a, 10559 Berlin. 


Hungerstreiks der 
kurdischen Vereine 
vom 4. bis 11. Juli 


Am 4. Juli begannen kurdische Vereine 
sowie mehrere türkische, griechische und 
mezopotamisch-assyrische Vereine mit 
Protestaktionen gegen die anhaltende 
Kurdenverfolgung durch deutsche Staats- 
organe. In Bonn und Wiesbaden waren am 
7. Juli jeweils etwa 100 Kurdinnen und 
Kurden im Hungerstreik, in anderen Städ- 
ten waren die Räume der kurdischen Ver- 
eine aus Protest geschlossen. Anlaß zu 
den Aktionen waren die Schließung des 
kurdischen AGRI-Verlags in Köln am 
1.6., die Razzia der Polizei in den Räu- 
men des kurdischen Dachverbandes 
YEK-KOM in Bochum am 20.6. und 
zahlreiche Hausdurchsuchungen im 
Rhein-Main-Gebiet. Dabei drang die Po- 
lizei nach Angaben von YEK-KOM am 
27.6. in 91 Wohnungen kurdischer Fami- 
lien ein. Sogar in diesen Wohnungen ge- 
fundene Fahnen in den kurdischen Farben 
(grün-rot-gelb) wurden dabei beschlag- 
nahmt. 47 Kurden wurden vorübergehend 
festgenommen und nach polizeilichen 
Verhören wieder freigelassen, eine Per- 
son soll noch in Haft sein. In Erklärungen 
beschrieb YEK-KOM die Ziele der Prote- 
ste: Die Verfolgung der kurdischen Ver- 
einigungen und Einrichtungen in der BRD 
müsse aufhören, stattdessen müßten deut- 
sche Behörden und Institutionen endlich 


in einen Dialog mit den kurdischen Verei- ` 


nigungen eintreten. Wir dokumentieren 
zwei Erklärungen von YEK-KOM. 


Erklärung vom 29. Juni 

Seit dem Verbot der PKK und der kurdi- 
schen Vereine systematisiert der deutsche 
Staat die Unterdrückung gegen die Kur- 
den und Kurdinnen. 

— Sogar das kurdische Neujahrsfest 
NEWROZ wurde verboten. 

— Bei Durchsuchungen wird gewaltsam 
in die Wohnungen und Vereine einge- 
drungen. 

— Die Polizei beobachtet ständig mit Ka- 
meras die Vereine... 


in Kurdistan werden die Kurden vom 
türkischen Staat zu „Dorfschützer“- 
Diensten gepreßt, in Deutschland von der 
Polizei zur Kollaboration. Die Kurden 
und Kurdinnen werden nicht nur täglich 
terrorisiert, sondern auch eine psycholo- 
gische Unterdrückung gehört zu dieser 
Strategie der Bundesregierung. Durch 
diese Politik beraubt die BRD die Kurden 
des Rechts auf freie Meinungsäußerung 
und gerät so in Widerspruch mit dem 
Grundgesetz. 

Das Recht auf Information wird miß- 
achtet, indem kurdische Publikationen 
verboten werden. Am 1. Juni 1995 durch- 
suchte die Polizei den AGRI-Verlag in 
Köln und beschlagnahmte 15 Tonnen Ma- 
terial. Die Bundesregierung muß endlich 
begreifen, daß sie durch ihre Unterdrüc- 
kung der Kurden in Deutschland die türki- 
sche Kurdenpolitik unterstützt und ein 
Hindernis vor einer politischen Lösung 
darstelit. Je stärker sich die Kurden für 
eine politische Lösung engagieren, um so 
härter greift die Bundesregierung durch. 
Doch: die kurdische Demonstration in 
Bonn mit einer Beteiligung von 200000 
Menschen hat gezeigt, daß die Kurden 
sich durch solche Kriminalisierung nicht 
zum Schweigen bringen lassen. Die Bun- 
desregierung versucht, die Kurden durch 
ihre antikurdische Politik in den Unter- 
grund zu treiben. 

Wir protestieren gegen die Angriffe des 
deutschen Staates, gegen die Verbote, 
Verhaftungen, Durchsuchungen, Verfol- 
gung und Unterdrückung der Kurden und 
Kurdinnen in Deutschland. Als Födera- 
tion der kurdischen Vereine in Deutsch- 
land (YEK-KOM) werden wir mit unse- 
ren Vereinsmitgliedern und kurdischen 
Familien, deren Wohnungen durchsucht 
wurden, sowie mit den kurdischen Vertre- 
tern in den Ausländerbeiräten ab dem 4. 
Juli in einen unbefristeten Hungerstreik 
treten. Unsere Vereine schließen wir ab 
dem4. 7.95 eine Woche lang. 

Wir fordern von der Bundesregierung: 
— Der deutsche Staat muß seine Bereit- 
schaft für einen Dialog mit der kurdischen 
Seite erklären; 

— Aufhebung aller Verbote; 
— Schluß mit den Angriffen auf Kurden 
und ihre Vereine. 

Da Deutschland eine sehr enge Bezie- 
hung, sowohl auf wirtschaftlicher als auch 
auf militärischer Ebene, zur - Türkei 
pflegt, muß es sich für die Beendigung des 
schmutzigen Krieges und für eine politi- 
sche Lösung der kurdischen Frage einset- 
Zen.) 


Erklärung vom 5. Juli 

52 kurdische und mehrere türkische Kul- 
turvereine haben gestern aus Protest ge- 
gen die Kurdenpolitik der BRD ihre 
Räumlichkeiten geschlossen. Ab 10 Uhr 
wurden die Vereine mit schwarzen Tü- 
chern verhängt. Die Aktionen werden 
nicht nur von Mitgliedern der YEK-KOM 
getragen. Unterstützt werden sie von an- 
deren kurdischen und türkischen Verei- 
nen sowie der griechischen und der mezo- 
potamisch-assyrischen Gemeinde. Ge- 
stern schlossen sich 5000 Menschen den 


Protesten an, bis heute morgen kamen 
10000 dem Aufruf nach. In Leverkusen 
drohte der Hausmeister dem Verein trotz 
einer polizeilichen Genehmigung der- 
Versammlung von 10 bis 19 Uhr mit einer 
Kündigung. In Mainz errichteten die Pro- 
testierenden ein Infozelt und schlossen 
sich einer Kundgebung der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft an. In Berlin 
fanden vor internationaler Presse erste 
Gespräche mit Parteien statt, von denen 
SPD, Grüne und PDS ihre Unterstützung 
zusicherten. Die PDS kündigte einen Be- 
such bei den Streikenden an. Unter den 
Hungerstreikenden befanden sich gestern 
auch die Rechtsanwältin Heike Krause aus 
Köln sowie die freie Journalistin Heidi 
Lankisch aus Mainz. Weiterhin solidari- 
sierten sich die Kampagne gegen Rü- 
stungsexporte, Bündnis 90/Gie Grünen 
Sachsen-Anhalt, die PDS-Abgeordnete 
Eva Bulling-Schröter und medico interna- 
tional. Während die Gewerkschaft IG 
Medien eine eigene Kampagne zur Aufhe- 
bung „des faktisch polizeilich durchge- 
setzten Publikationsverbotes gegen die 
hier in der Diaspora lebenden Kurden“ 
und zur Beendigung der „Verfolgung ... 
ihrer Vereine und Institutionen“ plant, 
wird das Kommunikationszentrum in Iz- 
dorf KOMMZI eine ähnliche Kampagne 
zur Aufhebung der Verbote gegen kurdi- 
sche Vereine, Institutionen und Organisa- 
tionen starten. Gemeinsam mit ihren Un- 
terstützern und Unterstützerinnen suchen 
die Streikenden den weiteren Dialog mit 
Parteien und Gewerkschaften sowie mit 
jeweiligen Vertretern der Landesregie- 
rungen. Termine mit Rupert von Piottniz, 
Justizminister von Hessen, und mehreren 
Landtagsabgeordneten von Grünen und 
SPD in allen Bundesländern sind in Vor- 
bereitung. Diese Gespräche werden von 
Delegationen unter Beteiligung der insge- 
samt über 100 gewählten kurdischen Aus- 
länderbeiräte durchgeführt. Zielsetzung 
der Ausländerbeiräte ist vor allem die An- 
erkennung der kurdischen Identität in der 
Bundesrepublik Deutschland und die 
Gleichstellung der Kurden mit anderen 
Immigranten. (Aus: Kurdistan Rundbrief 14) 


HINWEISE 


Irisch-Republikanische Nachriehten Nr. 15 — 
(Ende Mai ’95) Entwicklungen von März 
bis Mai ’95; Sinn Fein-Frauenkonferenz;; 
Gefangene; US-Terror gegen Iren; Bu- 
rundi; Vietnam und Oklahoma; Antifa- 
Kämpfe in Britannien; Paul Hill; Ostern 
95; USA : Faschismus oder nicht? — und 
der Widerstand; die sozialistische Revo- 
lution und das Recht der Völker auf 
Selbstbestimmung; u.v.m. 4,— DM, ab 
3 Expl. / Läden 30 % Rabatt. Bestellungen 
an: FreundInnen Irlands, c/o M-99, Man- 
teuffelstr. 96, 10997 Berlin. 

K-BUTT Nr. 12 Themen: Internationalismus 
(Widerstand in den USA), politische Ge- 
fangene, Repression, Antifaschismus, 
Antirassismus und Antisexismus. Aktuel- 
le Ausgabe für 3,— DM, Abo über 4 Aus- 
gaben für 10, — DM, bei: K-BUTT, c/o 
Lokal-Kolorit, Gasstr. 41, 67659 Kaisers- 


"lautern. 
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Hungerstreik von politischen 
palästinensischen Gefangenen 


Dringender Aufruf zur Freilassung 

der politischen Gefangenen 

Am 20. Juni begannen die weiblichen 
politischen Gefangenen einen Hunger- 
streik als Teil einer gemeinsamen Aktion 
aller palästinensischen politischen Ge- 
fangenen, die entweder in Zivil- oder 
Militärgefängnissen in „Israel“ und den 
’67 besetzten Gebieten festgehalten wer- 
den. Die Gefangenen fordern die Freilas- 
sung aller Gefangenen unabhängig ihrer 
politischen Zugehörigkeit oder der Län- 
ge der Strafe. Erste Priorität für die Frei- 
lassung sind die Kinder, die Alten und 
die Frauen. 

Der Kampf hat in der palästinensi- 
schen Gesellschaft viel Sympathie er- 
zeugt. Aus Solidarität mit den Gefange- 
nen wurde der 22. Juni zum Tag des all- 
gemeinen Hungerstreiks in Ghaza und in 
dem autonomen Gebiet von Jericho er- 
klärt. Innerhalb der ’67 besetzten Gebie- 
te gibt es täglich Märsche, Demonstra- 
tionen und Sit-ins. 

Um die Freilassung aller politischen 
Gefangenen, insbesondere die Freilas- 
sung aller weiblichen politischen Gefan- 
genen zu fordern, schreibt bitte an: 
Yitzhak Rabin, Minister of ‚Defence‘, 
Hakirya, Tel Aviv, Fax: 972-3-961 79 15. 
23.6.95, Women’s Organisation for Political 
Prisoners (WOFPP), P.O.Box 3181, Tel 
Aviv, Tel. und Fax: 972-3-5286050 
(Übersetzung: Palästinagruppe Westberlin) 


Fusco ringt britisches 
Auslieferungsbegehren 
im High Court nieder 


Ein drei Jahre währender Alptraum ging 
diese Woche für Auslieferungsopfer An- 
gelo Fusco und seine Familie zu Ende, 
als der Dubliner High Court seine Aus- 
lieferung an die britisch besetzten Sechs 
Grafschaften verweigerte. „Das ist eine 
ungeheuere Erleichterung‘‘, erklärte ein 
überglücklicher Fusco hinterher. (...) 
„Ich kann nur hoffen, daß mein Fall das 


Ende politisch begründeter Auslieferung 
markiert und daß alsbald alle irischen 
politischen Gefangenen freikommen.“ 
Mittwoch morgen zu Gericht sitzend, ur- 
teilte der Vorsitzende Richter Geoghe- 
gan, daß „außergewöhnliche Umstände“ 
zusammen mit „einer langen Zeitspan- 
ne“ es ungerecht, repressiv und böswil- 
lig erscheinen ließen, Fusco auszuhändi- 
gen. 

Fusco war im Dezember ’91 mit dem 
britischen Auslieferungsbegehren kon- 
frontiert worden, gerade ein paar Tage 
vor seiner anstehenden Entlassung aus 
dem Knast von Portlaoise. Die Papiere 
bezogen sich auf eine Verurteilung nach 
der Erschießung eines SAS-Captains im 
Jahre 1980. Kurz vor seiner drohenden 
Verurteilung brach er zusammen mit 
weiteren Genossen aus dem Crumlin 
Road-Untersuchungsgefängnis in Belfast 
aus und floh in den Süden, wo er 1982 in 
Tralee geschnappt wurde. Wegen der 
Flucht wurde er mittels des „Criminal 
Justice Act“ von 1976 verurteilt und saß 


‚über 10 Jahre in Portlaoise ab. (...) 


(Quelle: An Phoblacht /Republican News, 30.6. 
95. Übersetzung: FreundInnen Irlands und Palä- 
stinagruppe Westberlin) 


Danny Morrison frei! 


„Der IRA gelang der Durchbruch, als 
sie im August vergangenen Jahres ihre 
Feuereinstellung verkündete“, erklärte 
Danny Morrison AP/RN nach seiner 
Freilassung am Freitag, den 26. Mai, 
nach 4 Jahren Knast in Long Kesh. (...) 
Weiter führte er aus, die Stimmung in 
den H-Blocks sei sehr gut, und alle stän- 
den hinter der kollektiven Führung der 
Republikanischen Bewegung. 

„Kein einziger schert aus dem Frie- 
densprozeß aus, alle akzeptieren, daß die 
Notwendigkeit zum Dialog besteht.“ 

„Wenig erfreut sind sie allerdings dar- 


über, daß die Brits den Friedensprozeß - 


verlangsamen und sich nicht an vernünf- 
tigem Dialog beteiligen. Die Meinung 
im Knast ist die, daß sie (die Brits) hof- 
fen, Druck auf die IRA zu verlagern, um 
den Friedensprozeß zu zerstören, doch 
dadurch, daß sich die IRA flexibel zeigt, 
ist die Stimmung prächtig“ 
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„Lustig machen sich die Gefangenen 
über Patrick Mayhews Ansicht, ‚es gäbe 
im Norden keine politischen Gefange- 
nen‘. Nach all dem wurden die Diplock- 
Gerichte eingesetzt, um mit ‚politisch 
motivierten‘ Angeklagten fertigzuwer- 
den, und die Gefangenen wissen, daß sie 
als Teil einer schlußendlichen politischen 
Lösung freikommen werden.“ 

„Realität ist, daß es sich die Gefange- 
nen nicht bieten lassen werden, billige 
Schachfiguren zu sein, und die Leute 
machten sich lächerlich, Freilassungen 
an die Übergabe von Waffen zu knüpfen. 
Sie begrüßen jedoch Dublins Sprung ins 
Ungewisse und die Freilassung von Ge- 
fangenen in den 26 Grafschaften 

„In der Vergangenheit haben die Brits 
Waffenstillstände mißbraucht, es ist je- 
doch zu hoffen, daß sie die gegenwärtige 
Feuereinstellung nicht mißbrauchen und 
stattdessen die historische Chance für 
Frieden wahrnehmen werden“ 

(Quelle: An Phoblacht/Republican News, 
1.6.95. Übersetzung: FreundInnen Irlands und 
Palästinagruppe Westberlin) 


TERMINE 


Berlin. 22.7., 12.00 Uhr, Rosa-Luxem- 
burg-Platz, bundesweite Demonstration 
für Mumia Abu-Jamal. 

(Abfahrt von Bussen in Hamburg: am 
22.7. um 700 Uhr ab Sternschanze. 
Karten sind für 30,— DM im Buchladen 
Die Druckerei am Schulterblatt erhält- 
lich. Rückfahrt um 18.00 Uhr ab Rosa- 
Luxemburg-Platz.) 


Buchenwald / Weimar. 23.7.-30.7., Antifa 
Workcamp ’95. Veranstaltungsvorschläge: 
Diskussionsrunden (Irland, politische Gefan- 
gene, Kurdistan, Anti-Antifa, Sozialabbau 
u.v.m.), Infostände und Drogenworkshop, 
Konzert, alternative Stadtführung durch Wei- 
mar, Vorlesungen und Filme, Führungen in 
Buchenwald. Der Tag kostet pro Person, mit 
Frühstück und Abendbrot, 8— DM. Infos 
und Anmeldung über: Antifa Bitterfeld 
(BAF), Postfach 39, 06749 Bitterfeld. 


Termine im Prozeß gegen 
Birgit Hogefeld 


Die nächsten Verhandlungstermine im 
Prozeß gegen Birgit. Hogefeld sind am 
21.7. und 21.8., jeweils um 9.30 Uhr, 
OLG Frankfurt, Eingang Hammelgasse 
(Nähe S-Bahnstation Konstabler-Wa- 
che). 


m 21.7. hat Lutz Rosenkötter, am 

30.7. Gila Pohl, die Frau von Hel- 
mut Pohl, und am 9.8. Elisabeth Haule, 
die Mutter von Eva Haule, Geburtstag. 
Wir gratulieren. 


